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Teil A – Städtebauliche Planung 

 
 
1. Lage des Plangebietes, Geltungsbereich 
 
Das Plangebiet befindet sich am südlichen Ortsrand vom Ortsteil Rösberg und wird 
in etwa durch die vorhandene Bebauung am südlichen Ende der Eifelstraße, durch 
die Bebauung südlich der Schwarzwaldstraße, durch die Verlängerung des Ku-
ckucksweges sowie den vorhandenen Feldweg begrenzt. 
 
Der bestehende Abschnitt des Rüttersweges zwischen Metternicher Straße und Ei-
felstraße wird in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit einbezogen. Dieser 
Bereich soll im Zuge der Erschließung des Bebauungsplangebietes mit ausgebaut 
werden. 
 
Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 3,02 ha. Die Fläche des Bebauungsplange-
bietes hat sich nach der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 (1) und § 4 (1) BauGB 
vergrößert, da die Breite der Fläche für die Ortsrandeingrünung von 5 m auf 10 m 
vergrößert wurde, die Ausgleichsfläche für den Steinkauz (Maßnahme CEF A3) so-
wie die Fläche für die externen Ausgleichsmaßnahmen mit in den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes aufgenommen wurden. Auf das Baugebiet einschließlich Orts-
randeingrünung entfallen ca. 2,2 ha, auf die Ausgleichsfläche für den Steinkauz ca. 
0,51 ha sowie auf die externe Ausgleichsfläche ca. 0,31 ha. Die genaue Abgrenzung 
des Geltungsbereiches ist der Planzeichnung des Bebauungsplanes zu entnehmen. 
 
 
2. Anlass der Planung 
 
Aufgrund der großen Nachfrage an weiteren Wohnbauflächen in Bornheim sollen mit 
der anstehenden Planung in diesem Bereich zukünftig weitere Wohnbauflächen in 
der Ortschaft Rösberg geschaffen werden. 
 
Um für die geplante Wohnentwicklung die planungsrechtlichen Grundlagen zu schaf-
fen und die Erschließung in einem ausreichenden Umfang zu sichern, beschloss die 
Stadt Bornheim die Aufstellung eines Bebauungsplanes. Der Rat der Stadt Bornheim 
hat dazu am 04.12.2014 den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Rb 01 ge-
fasst.  
 
Mit der geplanten Wohnbauentwicklung können so die Ziele des Flächennutzungs-
planes der Stadt Bornheim planungsrechtlich zielgerichtet weiterentwickelt werden. 
Darüber hinaus wird durch den Bebauungsplan die Erschließung an das bestehende 
Straßenverkehrsnetz gesichert. Ein leistungsfähiger Ausbauquerschnitt der zukünfti-
gen Verkehrsflächen im Zusammenhang mit dem Verkehrsaufkommen im Bestand 
sowie dem hinzukommenden planbedingen Verkehrsaufkommen wird gewährleistet. 
Mit der Durchführung des öffentlich-rechtlichen Planverfahrens wird eine gegenseitig 
gerechte Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gewährleistet. 
 
Durch die Aufstellung dieses Bebauungsplanes sollen die notwendigen planungs-
rechtlichen Grundlagen für die geplante Wohnnutzung geschaffen werden. Damit 
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werden die Erschließung sowie die Bebauung planungsrechtlich gesichert und eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung gewährleistet. 
 
 
3. Planverfahren 
 

Der Rat der Stadt Bornheim hat am 04.12.2014 die Aufstellung des Bebauungspla-
nes Rb 01 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. Am 07.12.2017 beschloss der Rat 
die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Be-
hörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belangen (TöB) gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB auf Grundlage zweier Varianten des städtebaulichen Entwurfes durchzufüh-
ren. Die frühzeitige Beteiligung fand in der Zeit vom 22.02.2018 bis 21.03.2018 statt. 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung fand am 14.03.2018 eine Einwohnerver-
sammlung statt. Nach der frühzeitigen Beteiligung wurde das Plangebiet um eine 
angrenzende und eine externe Fläche für den Ausgleich wesentlich vergrößert. Aus 
diesem Grund wird der ursprüngliche Aufstellungsbeschluss aufgehoben und ein 
neuer Aufstellungsbeschluss mit erweitertem Geltungsbereich gefasst. 
 
Der Beschluss zur Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses, der Beschluss zur Auf-
stellung des erweiterten Bebauungsplan Rb 01 und der Beschluss zur Offenlage 
wurden am 25.06.2020 gefasst. Die Offenlage fand im Zeitraum vom 28.09.2020 bis 
30.10.2020 statt.  
 
 
4. Vorgaben 
 
4.1 Planungsrechtliche Situation 
 
4.1.1 Regionalplan 
 
Die Regionalplanung der Bezirksregierung Köln stellt den Planbereich des Bebau-
ungsplanes, ebenso wie die gesamte Ortschaft Rösberg, als allgemeine Freiraum- 
und Agrarbereiche dar sowie unmittelbar südlich und westlich angrenzend Flächen 
zum Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung und regionale Grün-
züge. 
 
4.1.2 Flächennutzungsplan 
 
Der aktuelle Flächennutzungsplan der Stadt Bornheim weist für den Bereich des 
Plangebietes Wohnbaufläche aus, welche südwestlich und südöstlich durch eine 
Ortsrandbegrünung begrenzt wird und die im Flächennutzungsplan als Fläche für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft dargestellt ist. Außerhalb der Ortsrandbegrünung sind Flächen für die 
Landwirtschaft dargestellt. Südwestlich des Einfahrtsbereiches unmittelbar an der 
Eifelstraße wird durch die Arrondierung der zusätzlichen Flächen die Ausweisung der 
Wohnbaufläche geringfügig überschritten. Zum Zeitpunkt der Ausweisung von Flä-
chen im Rahmen einer Flächennutzungsplanaufstellung besteht in der Regel keine 
konkrete Planung für die Flächenpotentiale. Im konkreten Planungsfall können be-
stimmte Gegebenheiten, wie im hier vorliegenden Fall, zu einer notwendigen Über-
schreitung der Ausweisungen führen. Aus Gründen der Verkehrssicherheit soll die 
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Achse des Rüttersweges in der Verlängerung fortgeführt werden. Ein Versatz der 
Straßenachsen würde zu einem erhöhten Unfallrisiko führen, was zu vermeiden ist. 
Aus diesem Grund muss an dieser Stelle durch die Anlage der Erschließungsstraße 
die Ausweisung des Flächennutzungsplans geringfügig überschritten werden. Um 
gemäß Baugesetzbuch sparsam mit Grund und Boden umzugehen, soll eine einsei-
tige Erschließung vermieden werden. Daher wurden südwestlich des Einfahrtsbe-
reichs zum neuen Baugebiet drei Baugrundstücke in geringer Tiefe vorgesehen. Dies 
stellt auch eine optische Verlängerung und Anpassung an die vorhandene Bebauung 
des Rüttersweges dar. Für diese Überschreitung der bisherigen Ausweisung der 
Wohnbaufläche im Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren eine Flächennut-
zungsplanänderung durchgeführt. 
 
4.1.3 Landschaftsplan Nr. 2 „Bornheim“ 
 
Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplanes Nr. 2 „Bornheim“ 
des Rhein-Sieg-Kreises. Der Landschaftsplan weist für den Planbereich des Bebau-
ungsplanes Landschaftsschutz aus. Die Festsetzungen des Landschaftsschutzgebie-
tes treten gemäß § 20 (4) LNatSchG NRW mit Rechtskraft des Bebauungsplanes für 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes außer Kraft. 
 
4.1.4 Bestehende verbindliche Bauleitpläne  
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans besteht zurzeit kein rechtskräftiger 
Bebauungsplan. 
 
4.1.5 Denkmalpflege 
 
Im Plangebiet liegen keine Baudenkmäler vor.  
Informationen zu Bodendenkmälern liegen nicht vor. 
 
4.2 Geotechnische und hydrogeologische Untersuchung 
 
Durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH aus Bonn wurde im April 2019 
ein Bodengutachten, ein hydrogeologisches Gutachten, eine Deklarationsuntersu-
chung sowie schutzgutbezogene Bodenuntersuchungen auf der Basis von Klein-
rammbohrungen, schweren Rammsondierungen und drei Versickerungsversuchen 
erstellt. Hiernach ergeben sich folgende Erkenntnisse: 
 
Eine ausreichende Tragfähigkeit des vorhandenen Untergrundes war in allen Ramm-
sondierungen ab einer Tiefe von 2,0 m gegeben. Aus diesem Grund wird im Bereich 
der geplanten Straßen ein Bodenaustausch vorzunehmen sein. Bei den geplanten 
Gebäuden kann voraussichtlich auf einen Bodenaustausch verzichtet werden, sofern 
diese im Bereich der Terrassenschotter gründen. Weitere Hinweise in Bezug auf den 
Umgang mit dem Boden – insbesondere hinsichtlich der Wasser- und Bewegungs-
empfindlichkeit – sind dem Baugrundgutachten, Geotechnisches Labor Dr. Leischner 
GmbH, Nr. 9280.1/ta, vom 10.04.2019 zu entnehmen. 
 
Eine Versickerung von Regenwasser in den vorliegenden Böden ist aufgrund des 
reduzierten Ablaufs des anstehenden Kieses nicht möglich. Das Niederschlagswas-
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ser ist über den Kanal abzuleiten (siehe Hydrogeologisches Gutachten, Geotechni-
sches Labor Dr. Leischner GmbH, Nr. 9280.2/ta, vom 15.04.2019). 
 
Die chemischen Analysen zeigen weder im Wirkungspfad Boden-Mensch noch im 
Wirkungspfad Boden-Grundwasser Überschreitungen der Prüfwerte der BBodSchV. 
Das Bebauungsplangebiet ist demnach für die sensibelste Nutzung als Kinderspiel-
fläche geeignet. Eine Grundwassergefährdung aufgrund der ehemaligen Nutzung als 
Ackerfläche ist durch den Oberboden nicht zu befürchten (siehe Schutzgutbezogene 
Bodenuntersuchung, Geotechnisches Labor Dr. Leischner GmbH, Nr. 9280.4/rj, vom 
24.04.2019). 
 
4.3 Städtebauliche Situation 
 
Im Planbereich befinden sich Wiesen- und Brachflächen, welche teilweise im Bereich 
der Grundstücksgrenzen unterschiedliche ausgeprägte Gehölzstrukturen aufweisen.  
 
Nordöstlich des Plangebietes befindet sich die Wohnbebauung der Schwarzwald-
straße, nordwestlich die Wohnbebauung an der Eifelstraße. Hier wurden hauptsäch-
lich ein- bis zweigeschossige Wohnhäuser als Doppelhaus oder freistehendes 
Wohnhaus errichtet. Südwestlich und südöstlich des Plangebietes befinden sich 
Ackerflächen. 
 
4.3.1 Nahversorgung und Infrastruktur 
 
In der Eifelstraße / Ecke Schwarzwaldstraße erreicht man in ca. 130 m Entfernung ab 
der Einfahrt zum Plangebiet eine Haltestelle des Anruf-Sammeltaxis (AST). Die 
nächsten Bushaltestellen sind in ca. 400 m Entfernung die Haltestelle „Rösberg 
Schule“ in der Weberstraße, sowie in ca. 600 m Entfernung die Haltestelle „Rösberg 
Hemmergasse“. Hier verkehrt die Buslinie 818 zwischen Sechtem Bahnhof und Her-
sel, die auch den Anschluss an die Stadtbahnlinie 18 in Merten oder Waldorf sichert. 
 
Die soziale Infrastruktur in Form von Kindergärten und Schulen in der näheren Um-
gebung ist gesichert. In der Ortschaft Hemmerich, in ca. 1 km Entfernung zum Plan-
gebiet, befinden sich zwei Kindertageseinrichtungen. In der Ortschaft Rösberg, auf 
dem Gelände des ehemaligen Sportplatzes, ist die Errichtung einer Kindertagesstätte 
geplant. Für die Umsetzung ist die Erstellung eines Bebauungsplanes erforderlich, 
hierfür wurde bereits der Aufstellungsbeschluss (Rb 02) gefasst. Die Grundschule 
befindet sich in Rösberg auf der Weberstraße in ca. 400 m Entfernung. Weiterfüh-
rende Schulen finden sich in Bornheim, Hersel und Merten. 
 
Zwei Lebensmitteldiscounter sowie ein Lebensmittelvollversorger sind in ca. 2,5-3 km 
Entfernung in der Ortschaften Merten und Kardorf vorhanden und sichern die Nah-
versorgung für den täglichen Bedarf. Derzeit wird geprüft, ob auf dem Gelände des 
ehemaligen Sportplatzes in der Ortschaft Rösberg ebenfalls einen Lebensmittelmarkt 
angesiedelt werden kann. Gesundheitseinrichtungen wie Ärzte und Apotheken sind 
ebenfalls in den angrenzenden Ortschaften, vor allem in Merten, vorhanden, ebenso 
wie Sport- und Freizeiteinrichtungen. 
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5. Ziel und Zweck der Planung 
 
Die Stadt Bornheim zeichnet sich aus durch ihre Nähe zu Bonn und Köln sowie der 
guten Verkehrsanbindungen über die A555, A1 und A4. Darüber hinaus bietet die 
ländliche Umgebung ausgezeichnete Erholungsaspekte. Daher ist seit Jahren die 
Nachfrage nach Wohnraum in Bornheim sehr hoch, demgegenüber stehen jedoch 
nur wenige verfügbare Wohnungsleerstände und Bauflächen. Die Stadt Bornheim 
möchte daher zusätzliche Wohnbebauung auch in kleineren Ortschaften ermögli-
chen. 
 
Das Plangebiet stellt eine sinnvolle Ortsabrundung der Ortschaft Rösberg dar. Um 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Vorhaben zu schaffen ist die Auf-
stellung eines Bebauungsplanes notwendig. Südwestlich des Einfahrtsbereiches, 
unmittelbar an der Eifelstraße, werden drei Grundstücke für freistehende Einfamili-
enhäuser in geringer Tiefe ausgewiesen. Durch diese sinnvolle Arrondierung zusätz-
licher Flächen wird eine einseitige Erschließung des neuen Baugebietes vermieden 
und somit dem Anspruch an flächensparendes Bauen Rechnung getragen.  
 
6. Städtebauliches Konzept 
 
Es sollen insgesamt bis zu 31 Grundstücke für freistehende Einfamilienhäuser sowie 
für Doppelhäuser geschaffen werden. Die Grundstücke für die geplanten Einzel- und 
Doppelhäuser werden durch den Investor vorrangig an die Kunden eines bestimmten 
Bauunternehmens veräußert. Am südöstlichen Rand des Plangebietes, angrenzend 
an den Kuckucksweg, sind zwei Mehrfamilienhäuser vorgesehen. Außerdem entsteht 
im südlichen Bereich ein Kinderspielplatz auf ca. 650 m².  
 
Es wurden zwei Bebauungsvarianten erarbeitet, welche sich im Wesentlichen durch 
die Lage der Erschließung unterscheiden. Die Anzahl der Hausgrundstücke ist in 
beiden Fällen gleich. Für den Bebauungsplan wurde die Variante 1 gewählt. Diese 
zeichnet sich unter anderem dadurch aus, dass im nordöstlichen Bereich angren-
zend an die vorhandene Wohnbebauung der Schwarzwaldstraße überwiegend Gar-
tenbereiche der neuen Wohngrundstücke vorgesehen sind. Somit entsteht ein größe-
rer Abstand zwischen Alt- und Neubebauung. 
 
6.1 Erschließungskonzept 
 
Die Erschließung des Baugebietes wird als Verlängerung des Rüttersweges mit Ver-
schwenk ins Wohngebiet ausgeführt. Am Ende der Haupterschließung (Planstraße 
B) steht eine Wendemöglichkeit zur Verfügung, welche auch für 3-achsige Müllsam-
melfahrzeuge ausreichend dimensioniert ist. Von der Haupterschließungsstraße aus 
gehen kleinere Wohnstraßen ab, über die jeweils höchstens bis zu vier Grundstücke 
erschlossen werden. Zur Geschwindigkeitsreduzierung werden entlang der Haupter-
schließung (Planstraßen A und B) alternierende Parkmöglichkeiten in Verbindung mit 
Baumscheiben angelegt. 
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7. Alternativen zum Planungsstandort 
 
Im Zuge der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 2011 wurden verschiedene 
potentielle Wohnbauflächen untersucht und bewertet. Aufgrund dieser Bewertung 
wurde ein Teil dieser Flächen als Wohnbauflächen in den Flächennutzungsplan auf-
genommen. Dies betrifft auch den größten Teil dieses Bebauungsplanes.  
 
Die Eigentümer der meisten Grundstücksflächen, auf denen in diesem Bebauungs-
plan Wohnbauflächen vorgesehen sind, sind an den Investor herangetreten mit dem 
Wunsch, die Grundstücke einer Wohnbebauung zuzuführen. Daher besteht nicht die 
Option, mit diesem Projekt auf einen Alternativstandort auszuweichen. 
 
 
8. Bodenschutz 
 
Die Vorgaben der §§ 1 Abs. 5 und 1a Abs. 2 BauGB zur nachhaltigen und umwelt-
schützenden städtebaulichen Entwicklung allgemein sowie zum sparsamen und 
schonenden Umgang mit Grund und Boden im Besonderen sind bei der Ausweisung 
neuer Erschließungs- und Bauflächen zu beachten.  
 
Im Plangebiet weist der Boden durch die bisherige landwirtschaftliche bzw. gärtneri-
sche Nutzung der Fläche anthropogene Veränderungen auf. Die natürliche Funkti-
onsfähigkeit des Bodenkörpers ist dadurch bereits heute schon teilweise einge-
schränkt. Flächen für eine Wiedernutzung von bereits versiegelten, sanierten, baulich 
veränderten oder bebauten Flächen stehen nicht zur Verfügung. 
 
In einer Regionalen Wohnraumbedarfsanalyse für den Rhein-Sieg-Kreis (Empirica 
11/2016) und einem Bericht des Referates für Wirtschaftsförderung und Strategische 
Kreisentwicklung des Rhein-Sieg-Kreises (Leben und Wohnen im Rhein-Sieg-Kreis, 
RSK 09/2019) wird dargelegt, dass die Einwohnerzahl im Kreisgebiet weiterwächst. 
Die zukünftige Wohnungsnachfrage verstärkt sich vor allem durch den zunehmenden 
Überschwappeffekt aus Bonn und Köln und hat massive Auswirkungen auf Mietni-
veau und Kaufpreise. Allein im Jahr 2019 sind die vom Kreis festgestellten Boden-
richtwerte für Bornheim um ca. 20-30% gestiegen. 
 
Nach Aussage der Empirica herrscht der größte Nachfragedruck innerhalb des 
Rhein-Sieg-Kreises im Zentralen Kreisgebiet – hierzu gehört auch Bornheim. Laut 
des Wohnbauberichts von 2019 besteht für das zentrale Kreisgebiet bis 2025 ein 
jährlicher Neubaubedarf von 1.200 Wohneinheiten. Nach einer weiteren Studie von 
Empirica im Auftrag der Stadt Bornheim (Handlungskonzept Wohnen Bornheim, Em-
pirica 10/2019), könnten davon ca. 25 % in Bornheim realisiert werden, um ein be-
darfsgerechtes und dem Bornheimer Flächenpotenzial entsprechendes Angebot an 
Wohnraum zu schaffen.  
 
Im gesamten Stadtgebiet von Bornheim besteht ein langfristiger Bedarf an Wohn-
raum. Daraus resultiert ein anhaltend hoher Nachfragedruck von Flächen zu Wohn-
bauzwecken. Durch die nur eingeschränkte Verfügbarkeit von Baulücken kann die 
Nachfrage nach Wohnbauflächen nicht gedeckt werden. Wenn die erforderlichen 
Bauleistungen in den nächsten Jahren nicht realisiert werden können, nimmt der 



Bebauungsplan Rb 01. Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 

 
 

  Seite 11 von 66 

Nachfragedruck noch weiter zu. Wenn Kommunen zur Problemlösung beitragen 
möchten, impliziert dies insbesondere, das entsprechende Bauland bereitzustellen. 
 
Dabei ist ein differenziertes Angebot für unterschiedliche Zielgruppen notwendig, um 
einen an die Bedarfe unterschiedlicher Nutzerstrukturen angepassten Wohnraum zur 
Verfügung stellen zu können. Dies erfordert auch eine Mischung unterschiedlicher 
Wohnungsangebote. Dazu zählt neben der Realisierung von Ein- und Zweifamilien-
häusern insbesondere der Geschosswohnungsbau, sowohl im Miet- als auch im Ei-
gentumssektor.  
 
Die Stadt Bornheim ist dieser Entwicklung durch die Neuaufstellung des Flächennut-
zungsplanes im Jahre 2011 mit der Ausweisung von neuen Wohnbauflächen nach-
gekommen. Nach einer darauf aufbauenden Wohnbauflächenbewertung wurde 
durch den Rat der Stadt Bornheim ein Prioritätenbeschluss zur Umsetzung gefasst. 
Die Entwicklung der Wohnbaufläche des Plangebietes Rb 01 hat lt. Ratsbeschluss 
höchste Priorität. 
 
Die mit diesem Bebauungsplan vorbereitete Nachverdichtung entspricht vom Grund-
satz her der Zielstellung einer Innenentwicklung vor Inanspruchnahme von Außenbe-
reichsflächen. Das Plangebiet des Bebauungsplanes Rb 01 grenzt an bestehende 
Wohngebietsflächen an, stellt eine Erweiterung und Arrondierung des Ortsrandes dar 
und integriert sich in die vorhandene Bebauung. 
 
Die städtebauliche Notwendigkeit der Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Flä-
chen zu Wohnbauzwecken ist damit nachgewiesen. 
 
 
9. Begründung der Planinhalte 
 
9.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Das Plangebiet wird weitgehend als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 
BauNVO festgesetzt. Dies begründet sich aus der Nachbarschaftsbebauung, die 
schwerpunktmäßig eindeutig eine Wohnnutzung aufweist.  
 
Die gemäß § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sollen teilweise 
ausgeschlossen werden, um den Gebietscharakter des Wohngebietes nicht zu ge-
fährden und um ein erhöhtes Verkehrsaufkommen auszuschließen. Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstel-
len werden daher nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und sind damit unzulässig. 
Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe sowie kleine Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes sind allgemein zulässig, sofern die allgemeine Zweckbestimmung des 
Baugebietes gewahrt bleibt. 
 
Im südlichen Bereich, am Ende der Planstraße B, wird eine Grünfläche mit der 
Zweckbestimmung Spielplatz ausgewiesen. Der südöstliche und südwestliche Rand-
bereich des Plangebietes wird als Ortsrandeingrünung ausgebildet. Hierdurch wird 
die Ortschaft Rösberg zur öffentlichen Landschaft hin begrenzt.  
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9.2 Maß der baulichen Nutzung / Höhe der baulichen Anlagen 
 
Für das allgemeine Wohngebiet wird für WA1, WA2 und WA5 gemäß § 16 (2) Satz 1 
in Verbindung mit § 17 BauNVO eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 festgesetzt. 
Um den Ortsrandcharakter zu unterstreichen, wird für das WA4 eine GRZ von 0,3 
festgesetzt. Für das WA3 wird ebenfalls eine GRZ von 0,3 festgesetzt um hier durch 
eine geringere Baudichte mehr offene Sickerfläche für möglicherweise anstauendes 
Niederschlagswasser freizuhalten. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grund-
flächen von Garagen, Carports und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberflä-
che, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um max. 50% überschrit-
ten werden. Sollte im WA5 eine Tiefgarage errichtet werden, so darf in diesem Fall 
ausnahmsweise die vorgenannte Überschreitung der zulässigen Grundfläche bis zu 
75% betragen. 
 
Für die maximal mit zwei Vollgeschossen möglichen Gebäude wird durch das Fest-
setzen der maximal zulässigen Trauf- und Firsthöhen bzw. Oberkante bei Gebäuden 
mit Flachdach regulierend auf die Höhenentwicklung Einfluss genommen, um diese 
an die bestehende Umgebungsbebauung anzupassen. Geschosse mit einem Flach-
dach sind oberhalb des letzten planungsrechtlich zulässigen Vollgeschosses an der 
Straßenzugewandten Seite von den Außenwänden des darunterliegenden Geschos-
ses zurückzusetzen. Im nordöstlichen Bereich, angrenzend an die eingeschossige 
Flachdachbebauung der Schwarzwaldstraße, werden für Gebäude mit Flachdach 
niedrigere Gebäudehöhen festgesetzt, um so die neue Bebauung an die vorhandene 
Umgebung anzunähern. Im WA5 werden für die Mehrfamilienhäuser zwei Vollge-
schosse festgesetzt. 
 
Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) darf max. 0,50 m über der Höhe der Achse 
der erschließenden Verkehrsfläche (Gradiente), gemessen lotrecht zur Gebäudemit-
te, liegen, mindestens jedoch 0,20 m. Dies dient einerseits der Vermeidung einer 
übermäßigen Höhenentwicklung der Gebäude und andererseits der Vermeidung von 
eindringendem Oberflächenwasser bei Starkregenereignissen. 
 
Als Bezugshöhe wird die Achshöhe der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche 
mittig vor dem jeweiligen Baugrundstück festgesetzt. Bei Eckgrundstücken gilt die 
Verkehrsfläche als Maßbezugspunkt, über die die Erschließung des Gebäudes (Vor-
derseite) erfolgt. Die Achshöhe der öffentlichen Verkehrsfläche wurde der Entwurfs-
planung (Vorwegabzug) zur Straßenplanung des Ingenieurbüro Stelter (Stand: März 
2020) entnommen und im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Um ein Eindringen von Oberflächenwasser, z.B. bei Starkregenereignissen, ins Ge-
bäude zu verhindern wird festgesetzt, dass die Unterkante von Gebäudeöffnungen 
im Erdgeschoss bzw. freiliegendem Kellergeschoss mindestens 0,2 m über dem ge-
planten Gelände liegen müssen. Lichtschächte und Kellertreppen müssen mit einer 
0,15 m bis 0,30 m hohen Umrandung ausgeführt werden. Maßgeblich hierfür ist die 
NHN-Höhe der Gradiente in der Planzeichnung. 
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9.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche 
 
Entsprechend der Umgebungsbebauung wird im Plangebiet die offene Bauweise 
gemäß § 22 (2) BauNVO mit Einzel- und Doppelhäusern festgesetzt. Um den Orts-
randcharakter zu unterstreichen, wird in WA4 ausschließlich Einzelhausbebauung 
festgesetzt. Für WA3 wird aufgrund der geringen Grundstücksgröße ebenfalls eine 
Einzelhausbebauung festgesetzt. 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen festgesetzt. Diese 
sind so großzügig gestaltet, dass, je nach den Bedürfnissen der zukünftigen Bauher-
ren, im Rahmen der sonstigen planungsrechtlichen Festsetzungen, vielfältige Be-
bauungsmöglichkeiten gegeben sind. Auf diese Weise kann ein aufgelockertes Orts-
bild entstehen. 
 
Die Baugrenzen dürfen durch Balkone, Hauseingangsüberdachungen und Außen-
treppen geringfügig überschritten werden. Durch Terrassen und deren Überdachun-
gen darf die rückwärtige Baugrenze überschritten werden. 
 
 
9.4 Nebenanlagen, Garagen, offene und überdachte Stellplätze 
 
Um die Versiegelung der Hausgrundstücke möglichst gering zu halten wird gemäß § 
14 (1) BauNVO festgesetzt, dass außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
je Baugrundstück nur eine Nebenanlage bis max. 30 cbm Bruttorauminhalt errichtet 
werden darf. Ausgenommen hiervon sind Einhausungen für Mülltonnen und Fahrrä-
der bis zu einer Höhe von 1,60 m sowie Garagen und Stellplätze. 
 
Garagen, Stellplätze und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen und 
deren geradlinigen Verlängerung zur seitlichen Grundstücksgrenze sowie in den 
ausgewiesenen Flächen für Garagen zulässig. Hierdurch soll u.a. die Versiegelung 
der Hausgärten vermieden sowie der Gartenbereich als Ruhezone besonders ge-
schützt werden. 
 
Um größere Stellplatzanlagen aufzulockern und zusätzlich zu begrünen wird festge-
setzt, dass die Stellplatzanlagen mit Bäumen zwischen den Stellplätzen zu gliedern 
sind. 
 
 
9.5 Mindestgröße von Baugrundstücken 
 
Durch die Festsetzung der Mindestgröße von Baugrundstücken soll eine übermäßige 
Verdichtung im neuen Baugebiet verhindert werden. Gleichzeitig ermöglicht diese 
Festsetzung jedoch auch, je nach Wunsch, größere Baugrundstücke zu realisieren. 
Bei ungünstigen Grundstückszuschnitten dürfen die festgesetzten Mindestgrößen 
ausnahmsweise um maximal 10 % unterschritten werden. 
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9.6 Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten je Hauseinheit 
 
Um den Charakter der Einfamilienhausbebauung zu wahren und den Verkehr zu be-
schränken, sind je Wohngebäude maximal zwei Wohneinheiten zulässig. In den 
Mehrfamilienhäusern sind je volle 100 m² Grundstücksfläche maximal 1 Wohneinheit 
zulässig. Somit können in den beiden Mehrfamilienhäusern insgesamt maximal 23 
Wohneinheiten entstehen. 
 
 
9.7 Verkehrsflächen, Erschließung 
 
9.7.1 Anbindung an das übergeordnete Verkehrsnetz 
 
Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes erfolgt über den Rüttersweg. Über den 
Rüttersweg gelangt man zur K33 (Metternicher Straße) und somit zum übergeordne-
ten Verkehrsnetz. Die K33 stößt im weiteren Verlauf nordöstlich auf die L183 (Bonn-
Brühler-Straße / Pappelstraße). Über die L 183 gelangt man in nördlicher Richtung 
zur Anschlussstelle 3 (Brühl / Bornheim) der A 553, welche nach Köln bzw. über das 
Autobahnkreuz Bliesheim auf die A61 und die A1 führt. In östlicher Richtung gelangt 
man über die L 183 und weiter über die L 192 zur Anschlussstelle 5 (Wesseling) so-
wie über die L 281 zur Anschlussstelle 6 (Bornheim) der A 555, welche nach Köln 
und Bonn führt. 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden verschiedene mögliche 
Erschließungsvarianten hinsichtlich ihrer Eignung als Erschließung des neuen Bau-
gebietes untersucht. Für die Erschließung des Baugebietes stellt sich der Rüttersweg 
als beste Erschließungsvariante heraus. Der Rüttersweg punktet u.a. hinsichtlich der 
kurzen Zufahrtsstrecke, der naheliegenden Orientierung zum Plangebiet und dem 
leistungsfähigen Knotenpunkt mit der Kreisstraße K33 (Metternicherstraße).  
 
Nähere Informationen zur Bewertung der Kriterien und dem Zustand der Straßen ist 
der „Variantenuntersuchung Straßenerschließung“ vom Ingenieurbüro Dirk und Mi-
chael Stelter GbR (Stand: August 2019) zu entnehmen. 
 
9.7.2 Ausbau des Rüttersweges 
 
Der Rüttersweg wurde bisher nicht endgültig ausgebaut und verfügt trotz beidseitiger 
Bebauung auch nicht über Gehweganlagen. Die Straßenparzelle weist derzeit eine 
Breite von ca. 6,05 – 6,15 m auf. Für die zukünftige Nutzung wird der Rüttersweg 
zwischen der Metternicher Straße und der Eifelstraße neu ausgebaut. Die Fahrbahn 
wird 5,05 m breit hergestellt mit beidseitigen, 1,50 m breiten Fußwegen. Um die 
Fahrgeschwindigkeit im Rüttersweg zu reduzieren werden an zwei Stellen Fahrbahn-
verengungen mit 4,00 m Breite sowie Pflanzscheiben ausgebildet. Für den Ausbau 
des Rüttersweges müssen teilweise auch Bereiche der privaten Vorgärten in Tiefen 
von ca. 90 cm bis ca. 1,15 m in Anspruch genommen werden. Diese Flächen werden 
dann zu öffentlichen Verkehrsflächen. 
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9.7.3 Innere Erschließung des Plangebietes 
 
Die innere Erschließung des Plangebietes beginnt als Verlängerung des Rütterswe-
ges (Planstraße A). Die Planstraße A wird als Wohnstraße mit beidseitigem Fußweg 
angelegt. Im Straßenraum werden alternierend öffentliche Besucherparkplätze in 
Kombination mit Straßenbäumen angelegt, um die Fahrgeschwindigkeit zu verrin-
gern. Im weiteren Verlauf wird die Erschließung als Mischfläche ohne separate Geh-
wege ausgebildet, da es sich um typische Anliegerstraßen handelt. Im Bereich der 
Planstraße B werden die Besucherparkplätze ebenfalls alternierend im Straßenraum 
untergebracht. Am südöstlichen Ende der Planstraße B, vor dem WA5, besteht auch 
für dreiachsige Müllfahrzeuge die Möglichkeit zu wenden. Um den späteren Nutzern 
der Eckgrundstücke am östlichen Ende der Planstraße C das Ein- und Ausparken zu 
erleichtern, wird die Stichstraße zum Ende hin aufgeweitet. Da die Grundstücke im 
Bereich der Stichstraßen durch die Müllsammelfahrzeuge nicht direkt angefahren 
werden können, werden im Bereich der Einmündungen der Stichstraßen Müllbehäl-
ter-Sammelplätze ausgewiesen, an denen am Tage der Abfuhr die entsprechenden 
Müllbehälter zur Leerung bereitgestellt werden können. 
 
Die Anschlussstraße „Planstraße A“ soll als Fortführung der Straße „Rüttersweg“ 
5,05 m breit mit beidseitigem Fußweg ausgebaut werden, die Erschließungsstraßen 
innerhalb der Wohngebiete, Planstraßen B und C, 5,0 m bis 6,0 m als Mischfläche. 
Planstraße D, über welche lediglich bis zu drei Wohnhäuser erschlossen werden, 
wird 4,5 m breit als Mischfläche ausgebaut. 
 
9.7.4 Flächen für den ruhenden Verkehr 
 
Da für das Plangebiet eine offene Bauweise mit Einzel- und Doppelhäusern festge-
setzt wird, können die Flächen für den ruhenden Verkehr (Stellplätze, Carports, Ga-
ragen) problemlos auf den jeweiligen Baugrundstücken untergebracht werden. Um 
Beeinträchtigungen der rückwärtigen Gartenbereiche zu vermeiden, wird festgesetzt, 
dass überdachte Stellplätze (Carports) und Garagen nur innerhalb der Baugrenzen 
sowie in den dafür festgesetzten Flächen zulässig sind. Nicht überdachte Stellplätze 
sind nur bis zur rückwärtigen Baugrenze sowie in den ausgewiesenen Flächen für 
Garagen und Stellplätze zulässig. 
 
Im WA5 können die Stellplätze alternativ auch in einer Tiefgarage auf dem Grund-
stück untergebracht werden. Tiefgaragen und ihre Zufahrten sind nur innerhalb der 
überbaubaren Flächen sowie in den dafür festgesetzten Flächen für Tiefgaragen zu-
lässig. Das Dach der Tiefgarage ist gärtnerisch anzulegen. 
 
Werden größere, nicht überdachte Stellplatzanlagen errichtet, so sind diese mit 
Bäumen zwischen den Stellplätzen zu gliedern. Je angefangene 5 Stellplätze ist 
mindestens ein Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
 
Um Verkehrsbehinderungen zu vermeiden, ist vor Garagen zur erschließenden Ver-
kehrsfläche hin ein Mindestabstand von 5,0 m als Stauraum einzuhalten. Der Zu-
fahrtsbereich zur Garage darf auch als Stellplatz genutzt werden. 
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9.7.5 Öffentliche Parkplätze 
 
Aufgrund der geplanten Bebauung mit ca. 54 Wohneinheiten ergibt sich ein Bedarf 
von ca. 14-18 öffentlichen Parkplätzen. Für die Berechnung werden 1 Wohneinheit je 
Einfamilienhaus oder Doppelhaushälfte, 11 bzw. 12 Wohneinheiten je Mehrfamilien-
haus sowie ein Bedarf von 1 öffentlichen Parkplatz je 3-4 Wohneinheiten angesetzt. 
Durch die Planung werden innerhalb des Bebauungsplangebietes insgesamt 17 öf-
fentliche Parkplätze für Besucher vorgesehen. Die öffentlichen Parkplätze sind ent-
lang der Erschließungsstraßen angeordnet. 
 
 
9.8 Ver- und Entsorgung 
 
9.8.1 Übergeordnete technische Ver- und Entsorgung 
 
Die übergeordnete technische Ver- und Entsorgung ist durch die vorhandenen Ein-
richtungen sichergestellt und muss lediglich für das Plangebiet ergänzt werden. 
 
9.8.2 Schmutzwasser 
 
Da die vorhandene Entwässerung in der Ortslage im Mischsystem vorliegt, erfolgt 
auch die Ableitung innerhalb des Plangebietes im Mischsystem. Aufgrund der Hö-
henlage der Kanalisation erfolgt die Anbindung des Mischwassers aus dem Plange-
biet in die öffentliche Kanalisation in der Eifelstraße. Um den vorhandenen Kanal 
nicht zu überfordern, erfolgt eine gedrosselte Einleitung mit max. 0,2 l/s. 
 
Innerhalb des Plangebietes werden die Mischwasserkanäle als DN 250 bis DN 500 
in den Planstraßen verlegt. In der Planstraße A werden ein Stauraumkanal und das 
Drosselbauwerk angelegt. Der Stauraumkanal ist so dimensioniert, dass ein ausrei-
chender Rückhalt für das anfallende Mischwasser vorliegt und eine gedrosselte Ein-
leitung in den vorhandenen Kanal in der Eifelstraße erfolgen kann. 
 
9.8.3 Niederschlagswasser 
 
Gemäß § 44 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswas-
sergesetz – LWG) ist das Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 
01.01.1996 erstmals bebaut werden, nach Maßgabe des § 55 (2) Wasserhaushalts-
gesetz zu beseitigen. Entsprechend den Bestimmungen des § 55 (2) Wasserhaus-
haltsgesetz soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder 
über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer ein-
geleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
 
Laut dem Hydrogeologischen Gutachten des Geotechnischen Büros Dr. Leischner 
GmbH vom 15.04.2019 ist eine Versickerung von Regenwasser in den vorliegenden 
Böden aufgrund des reduzierten Ablaufs des anstehenden Kieses nicht möglich. Das 
Niederschlagswasser ist über den Kanal abzuleiten. 
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Da die vorhandene Entwässerung in der Ortslage im Mischsystem vorliegt, erfolgt 
auch die Ableitung innerhalb des Plangebietes im Mischsystem. Weitere Informatio-
nen zur Entwässerung sind Punkt 9.8.2 „Schmutzwasser“ zu entnehmen. 
  
Darüber hinaus wird zur zusätzlichen Rückhaltung von Niederschlagswasser und aus 
Gründen des Klimaschutzes festgesetzt, dass Dachflächen ab 200 m², mit einer 
Dachneigung von bis zu 10°, mindestens extensiv zu begrünen sind. Die Herstellung 
der Vegetationsfläche hat nach der FLL-Dachbegrünungsrichtlinie (Ausgabe 2018) 
zu erfolgen.  
 
9.8.4 Überflutungsbetrachtung 
 
Durch das Ingenieurbüro Stelter wurden zwei Überflutungsnachweise auf der Grund-
lage der Vorplanung zur Entwässerung (Stand: Januar 2020) durchgeführt. Die hyd-
raulische Berechnung für den Überflutungsnachweis für ein 30-jähriges Regenereig-
nis zeigt, dass die geplanten Kanalanlagen, im derzeitigen Planungsstand der Vor-
planung, inklusive dem Stauraumkanal und der anschließenden Pumpenanlage für 
das angesetzte Regenereignis ausreichend dimensioniert sind ist. Es kommt rechne-
risch zu keinem Überstau aus dem Kanalsystem. 
 
Die hydraulische Berechnung für den Überflutungsnachweis für ein 100-jähriges Re-
genereignis ergibt, dass es an fünf Schachtbauwerken zu einem Überstau kommt. 
Angrenzend an die Planstraße A wurde im WA3 und WA4 eine GRZ von 0,3 festge-
setzt, so dass hier unbebaute Grundstücksfläche zur Verfügung stehen wird, um 
rückstauende Niederschläge aufzunehmen. Darüber hinaus können die öffentlichen 
Grünflächen muldenförmig und mit Zuläufen von den Straßen ausgebildet werden, 
um in Starkregenfall das sich auf der Straße befindliche Regenwasser dort zu sam-
meln. Die EFH und die Unterkante der Öffnungen in Gebäuden wurden bereits aus-
reichend hoch festgesetzt.  
 
Die genauen Ergebnisse können dem Extran Ergebnisbericht (Stand: 23.04.2020 
und 07.05.2020) des Ingenieurbüro Stelter entnommen werden. 
 
 
9.9 Grünflächen und Anpflanzungen 
 
9.9.1 Ortsrandeingrünung 
 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 wird im südöstlichen und südwestlichen Randbereich des 
Plangebietes eine Ortsrandeingrünung festgesetzt, welche auch bereits im Flächen-
nutzungsplan entsprechend ausgewiesen wurde. Diese Heckenstruktur wird entspre-
chend der Vorgaben im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag angelegt bzw. erhalten. 
Im südöstlichen Randbereich befindet sich eine Baumhecke, welche bereits in der 
Bewertung der Fläche im Zuge der Flächennutzungsplanänderung als erhaltenswert 
erachtet wurde. Diese Hecke soll erhalten werden und wird bis an den südwestlichen 
Randbereich durch entsprechende Baum- und Strauchpflanzungen ergänzt. Im süd-
westlichen Randbereich wird eine neue Baum- und Strauchhecke mit heimischen 
Gehölzen sowie westlich dieser Hecke ein 3 m breiter blütenreicher Saum angelegt. 
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9.9.2 Spielplatz 
 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 wird am südwestlichen Ende der Planstraße B eine Grün-
fläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz ausgewiesen. Die Versiegelung dieser 
Fläche ist so gering wie möglich zu halten. 
 
9.9.3 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 
Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes kommt es aufgrund der Versiegelung 
von unbefestigten Flächen zur Beeinträchtigung der Vegetation und zu einem dauer-
haften Lebensraumverlust der Fauna. Durch die Festsetzungen für das Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen wird eine Aufwertung der 
Flora im und um das Plangebiet erfolgen. Durch die Pflanzung einer Baumhecke als 
Ortsrandeingrünung und eines Saumes aus Gräsern, Kräutern und Hochstauden soll 
neuer potentieller Lebensraum sowie ein Verbindungselement für die Fauna entste-
hen. 
 
Die Darstellung der Pflanzbeete und Bäume bzw. Sträucher im Bereich der Ver-
kehrsflächen erfolgt nur nachrichtlich. Die Festlegung der Standorte ist nicht Be-
standteil dieses Bebauungsplanes. Der Bebauungsplan trifft lediglich Festsetzungen 
bezüglich der Anzahl und Qualität der Pflanzungen. Die genauen Standorte der 
Pflanzscheiben werden in der Ausführungsplanung zum Straßenbau festgelegt. 
 
9.9.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft 
 
Um zusätzlich dem Verlust von Vegetationsflächen entgegenzuwirken wird festge-
setzt, dass die nicht überbauten und nicht befestigten Grundstücksflächen in der ers-
ten Pflanzperiode nach Abschluss der Bauarbeiten des Hauptgebäudes gärtnerisch 
anzulegen und dauerhaft als Grünflächen zu unterhalten sind. Je angefangene 200 
m² nicht überbaubarer Grundstücksfläche ist dabei 1 Baum und mindestens 2 Soli-
tärsträucher zu pflanzen. An den rückwärtigen Grundstücksgrenzen ist eine mindes-
tens 1,0 m breite Hecke zu pflanzen. Dachflächen ab 200 m², mit einer Dachneigung 
bis zu 10°, sind gemäß der Empfehlung der FLL-Richtlinie „Dachbegrünung“ (2008, 
Gelbdruck 2017) zu begrünen. Durch die Vorschrift zur Begrünung unterirdischer 
Bauwerke nach der FLL-Dachbegrünungsrichtlinie (Ausgabe 2018) sollen sich diese 
harmonisch in die Umgebung einpassen und werden so nicht als störende Faktoren 
wahrgenommen. Darüber hinaus dient die Begrünung dem Klimaschutz sowie der 
zusätzlichen Rückhaltung von Niederschlagswasser. 
 
Die Maßnahmen gemäß Landschaftspflegerischem Fachbeitrag sowie Artenschutz-
rechtlicher Prüfung werden übernommen und im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
 
9.10 Zuordnungsfestsetzung Eingriff – Ausgleich 
 
Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes Rb 01 ergibt sich insgesamt eine Ver-
ringerung des ökologischen Wertes im Plangebiet. 
 
Summe Ist-Zustand 77.613 
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Summe Soll-Zustand 65.246 
-------------------------------------------------- 
Differenz  -12.367 
 
Der verbleibende Kompensationsbedarf von 12.367 Biotopwert-Punkten wird durch 
die Umwandlung von 3.092 m² Ackerfläche in artenreiche Wiese auf dem Flurstück 
185 der Flur 1 in der Gemarkung Kardorf-Hemmerich ausgeglichen. 
 
 
9.11 Örtliche Bauvorschriften 
 
9.11.1 Dächer 
 
Die Dachform hat durch ihre gestalterische Ausprägung einen entscheidenden Ein-
fluss auf das städtebauliche Gesamterscheinungsbild eines Siedlungsgefüges. Durch 
die vorgegebenen Dachformen soll erreicht werden, dass sich die neue Bebauung 
harmonisch in das vorhandene Ortsbild einfügt. Die Vorschrift zur einheitlichen Ge-
staltung der Dachflächen bei Doppelhäusern soll zu einer gestalterischen Einheit des 
Gesamtgebäudes führen. Hierdurch sollen gestalterische Brüche vermieden und die 
Doppelhaushälften als Gestaltungseinheit wirken. Zur Optimierung des Einsatzes 
regenerativer Energien sind bei der Errichtung von Satteldächern nur Dachneigun-
gen von mindestens 30° und maximal 40° zulässig. 
 
Für Dächer baulicher Anlagen werden in den bauordnungsrechtlichen Vorschriften 
nur bestimmte Materialien bzw. Farbgebungen zugelassen. Diese Vorschrift erfolgt 
mit der Begründung, einen positiven Einfluss auf den einheitlichen Gesamteindruck 
der Bebauung zu nehmen. Die zulässigen Materialien und Farbgebungen sind be-
reits heute als ortstypisch für die bestehende Bebauung im Umfeld des Satzungsge-
bietes anzusehen. Die verbleibende Auswahl an Gestaltungsmöglichkeiten ist einer-
seits so groß, individuellen Ansprüchen zu genügen, stellt jedoch andererseits einen 
kontinuierlichen Übergang zwischen der vorhandenen und der neuen Bebauung si-
cher. 
 
Durch die einschränkenden Vorschriften bezüglich der Gesamtlänge der Aufbauten 
und Einschnitte auf maximal 50% der jeweiligen Außenwand bzw. Zwerchhäuser auf 
insgesamt 60% der Gebäudebreite soll erreicht werden, dass auch nach Ausbildung 
von Dachgauben bzw. Dacheinschnitten die festgesetzte Geschoßzahl am Gebäude 
ablesbar bleibt und zumindest eine teilweise gliedernde Funktion gewahrt ist. Um 
dieses Ziel zu erreichen wurde des Weiteren ein Mindestabstand der Aufbauten und 
Einschnitte zu den Giebelwänden und zum First festgesetzt. 
 
Aus Gründen des Klimaschutzes und zur zusätzlichen Rückhaltung von Nieder-
schlagswasser sind Dachflächen ab 200 m² mit einer Dachneigung von bis zu 10° 
mindestens extensiv zu begrünen. Die Herstellung der Vegetationsfläche hat nach 
der FLL-Dachbegrünungsrichtlinie (Ausgabe 2018) zu erfolgen. 
 
9.11.2 Gestaltung der Freiflächen 
 
Die Vorschrift zur Gestaltung der Vorgärten, dass ein bestimmter Anteil der Fläche 
bepflanzt werden muss und befestigte Flächen mit wasserdurchlässigen Materialien 
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herzustellen sind, ist begründet in dem gestalterischen Ziel, die Vorgartenflächen 
auch optisch als Garten wirksam werden zu lassen. Damit wird zum einen der Grün-
anteil im Straßenraum erhöht und zum anderen trägt diese Festsetzung dazu bei, 
dass der Anteil der versiegelten Flächen in den Vorgärten soweit wie möglich redu-
ziert wird. 
 
Um schnellstmöglich ein funktionierendes Ökosystem wiederherzustellen, sind die 
nicht überbauten und nicht befestigten Grundstücksflächen spätestens in der ersten 
Pflanzperiode nach Abschluss der Bauarbeiten des Hauptgebäudes gärtnerisch zu 
gestalten und dauerhaft als Grünflächen zu unterhalten. Die Festsetzung zur Baum- 
und Strauchpflanzung pro angefangene 200 m² dient zum einen dem Klimaschutz 
und zum anderen sollen so die Gärten möglichst natürlich gestaltet werden. 
 
9.11.3 Einfriedungen 
 
Die Zulässigkeit bestimmter Höhen und Materialien bei den Einfriedungen ist in dem 
Ziel der Planung begründet, auch innerhalb der Hausgärten optisch eine gewisse 
Durchlässigkeit zu gewährleisten, die damit zu einer positiven Gesamtgestaltung bei-
tragen soll. Die verbleibende Auswahl und die Höhe der zulässigen Einfriedungen 
sind dennoch ausreichend, die jeweiligen Grundstücke untereinander abzugrenzen.  
 
Mit den Vorschriften bezüglich der Einfriedungen innerhalb der Vorgärten wird das 
Ziel verfolgt, den optischen Grünanteil im Straßenraum im Verhältnis zu den Ver-
kehrsflächen möglichst groß und durchgängig zu gestalten sowie die Vorgärtenflä-
chen wenigstens zum Teil in den Erlebnisbereich des Straßenraumes mit einzube-
ziehen. Mit der Zulässigkeit von Einfriedungen bis zu 0,60 m Höhe soll den künftigen 
Bewohnern die Möglichkeit eingeräumt werden, den privaten Bereich sichtbar ab-
grenzen zu können, ohne jedoch damit die Ziele der Planung zu beeinträchtigen. 
 
 
9.12 Fläche mit Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht 
 
Im Bereich der Noterschließung zwischen Kuckucksweg und Planstraße B wird durch 
die Festsetzung eines Geh-, Fahr-, und Leitungsrechts zugunsten der Allgemeinheit 
die Erschließung über die private Grundstücksfläche dauerhaft sichergestellt. 
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10. Flächenbilanz 
 
Nutzung Fläche Anteil

Wohnbauflächen 13.966 m² 46,2%

für freistehende Einfamilienhäuser 6.615 m² 21,9%
für Doppelhaushälften 5.030 m² 16,6%
für Mehrfamilienhäuser 2.321 m² 7,7%

Anzahl der Wohneinheiten (WE) insgesamt 54 WE
davon in
freistehenden Einfamilienhäusern 15 WE
Doppelhaushälften 16 WE
Mehrfamilienhäusern 23 WE
Grünflächen 11.940 m² 39,5%

Spielplatz 650 m² 2,1%
Ortsrandeingrünung 3.091 m² 10,2%
Ausgleichsfläche für den Steinkauz (CEF A3) 5.108 m² 16,9%
externe Ausgleichsfläche 3.092 m² 10,2%
Verkehrsflächen 4.328 m² 14,3%
Planstraßen A, B, C, D
einschl. Fußweg, Parkplätze, Baumscheiben etc. 2.941 m² 9,7%
Rüttersweg (alt) 1.386 m² 4,6%

Anzahl der Parkplätze Planstraßen A - D 17 Stk
Gesamtgebiet 30.234 m² 100,0%

 
 
11. Hinweise 
 
Aufgrund der im Rahmen der Beteiligungen der Träger öffentlicher Belange einge-
gangenen Stellungnahmen werden die folgenden Hinweise, die den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes betreffen, aufgenommen. Hierdurch sollen Bauherren und 
Vorhabenträger bei den Planungen ihres Vorhabens auf grundlegende Gegebenhei-
ten aufmerksam gemacht werden, die nicht im Bebauungsplan festgesetzt sind. Die 
Hinweise entbinden Bauherren und Vorhabenträger nicht von ihrer Verpflichtung, 
sämtliche Vorschriften und Gesetze zu berücksichtigen, welche für ihr Vorhaben be-
achtet werden müssen. 
 
11.1 Bodendenkmalschutz 
 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauerreste, alte Gräben, Einzelfunde, von Menschen hergestellte 
Gegenstände, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bo-
denbeschaffenheit oder Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens) entdeckt 
werden.  
 
Die Entdeckung von derartigen Funden ist der Stadt Bornheim als Untere Denkmal-
behörde oder dem LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle 
Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 0 22 06 / 90 30 -0, Fax: 0 22 06 / 90 30 -



Bebauungsplan Rb 01. Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 

 
 

  Seite 22 von 66 

22 unverzüglich anzuzeigen. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverän-
dert zu erhalten (§§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NW). Die Weisung des LVR - 
Amtes für Bodendenkmalpflege im Rheinland für den Fortgang der Arbeiten ist ab-
zuwarten. 
 
11.2 Kampfmittel 
 
Im Bereich des Plangebietes liegen keine Hinweise auf eine mögliche Existenz von 
Kampfmitteln vor. Allerdings kann die Existenz von Kampfmitteln nicht ausgeschlos-
sen werden. Erdarbeiten sind daher mit entsprechender Vorsicht auszuführen.  

 
Sollten Kampfmittel gefunden werden, sind die Arbeiten sofort einzustellen und um-
gehend die Ordnungsbehörde, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen. 

 
Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen, wie Rammarbei-
ten, Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. ist das Merkblatt für Baugrundeingriffe zu 
beachten (www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp). 
 
11.3 Erdbebenzone 
 
Durch das geotechnische Büro Dr. Leischner GmbH wurde im Baugrundgutachten 
(Stand 10.04.2019) folgende Angabe gemacht:  
Entsprechend DIN EN 1998-1/NA:2011-01 ist Bornheim-Rösberg in die Erdbebenzo-
ne 2 und die Untergrundklasse T eingeordnet. Gemäß den Untersuchungsergebnis-
sen ist der Baugrund in die Baugrundklasse C einzustufen. Bei der Planung und kon-
struktiven Ausbildung der Gebäude sind die Vorgaben der o.a. DIN zu beachten. 
 
11.4 Bodenaushub / Rückverfüllung 
 
Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender Wasserrechtlichen 
Erlaubnis zulässig. 

 
Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallendes bauschutthaltiges o-
der organoleptisch auffälliges Bodenmaterial (z.B. aus Bodenauffüllungen) ist ord-
nungsgemäß zu entsorgen. 

 
Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem 
Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz – Sachgebiet „Gewerbliche Ab-
fallwirtschaft“ – anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die 
Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 
 
Im Bereich der zukünftig unbefestigten Flächen ist eine durchwurzelbare Boden-
schicht herzustellen. Aufzubringender Boden muss gemäß § 12 Abs. 2 Bundes-
Bodenschutzverordnung (BBodSchV) die in Anhang 2 dieser Verordnung aufgeführ-
ten Vorsorgewerte einhalten. Ein entsprechender Nachweis sollte von der Lieferfirma 
eingefordert oder durch Beprobung bei der Anlieferung überprüft werden. 
 
11.5 Leitungsschutz 
 

http://www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp
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In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer 
Leitungszone in einer Breite von ca. 1 m für die Unterbringung der Telekommunikati-
onslinien vorzusehen. 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt über „Baumstandorte und 
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen 
und Verkehrswesen, Ausgabe 1989 zu beachten. Es ist sicherzustellen, dass durch 
die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Ver- und Ent-
sorgungsanlagen und der Telekommunikationslinien nicht behindert werden. 
 
11.6 Baumschutz 
 
Arbeiten im Kronentrauf- und Wurzelbereich von Bäumen oder Hecken haben fach-
gerecht entsprechend dem Stand der Technik zu erfolgen. 
 
11.7 Sicherungs-, Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen 
 
Die Flächeninanspruchnahme ist bei den Baumaßnahmen so gering wie möglich zu 
halten. Die Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) und der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) sowie des Landesbo-
denschutzgesetzes (LBodSchG NW) sind zu beachten. Ausbau, Zwischenlagerung 
und Wiedereinbau von Boden hat gemäß DIN 18915 und DIN 19731 zu erfolgen. 
Soweit der Aushub nicht zur Modellierung vor Ort eingesetzt werden kann, ist dieser 
auf eine kontrollierte Erddeponie zu verbringen. Nach Maßgabe der einschlägigen 
abfallrechtlichen Vorschriften ist abzufahrender Boden nachweispflichtig. Entnom-
mener Boden ist getrennt nach Oberboden und Unterboden abspülsicher und auf 
befestigtem Untergrund außerhalb von Feucht- und Gehölzflächen zwischenzula-
gern. Das notwendige Einbringen von nicht autochthonem Bodenmaterial (inkl. Sand) 
ist so gering wie möglich zu halten. Die Geländemodellierung ist nur mit unbelasteten 
Böden vorzunehmen. Es ist möglichst der zuvor seitlich gelagerte, autochthone Bo-
den zu verwenden und schichtengerecht wieder einzubauen. Ein verzahnter Einbau 
mit den Unterböden ist vorzusehen, um Gleitlager und Grundbruch zu vermeiden. 
 
Baumaterialien sind zur Verhinderung großflächiger Einträge von Schadstoffen auf 
befestigtem Untergrund (Lagerplatte oder mit Geotextil abgedeckte Fläche) bzw. auf 
bereits versiegelten Flächen zu lagern. Festschreibung des sorgsamen Umganges 
mit wassergefährdenden Stoffen in der Ausschreibung (Schmier-, Treibstoffe, Reini-
gungsmittel, Farben, Lösungsmittel, Dichtungsmaterialien, etc.) und besondere Vor-
sichtsmaßnahmen anordnen. Das Lagern von wassergefährdenden Stoffen im Be-
reich der Baustellen ist unzulässig. Eine Betankung der eingesetzten Baufahrzeuge 
ist nur auf speziell dafür genehmigten, befestigten Flächen mit den notwendigen 
Entwässerungseinrichtungen zulässig. Baumaschinen, Fahrzeuge, Behälter usw. 
dürfen keine Hydrauliköl-, Schmiermittel und Treibstoffverluste aufweisen. Es dürfen 
nur Maschinen und Fahrzeuge zum Einsatz kommen, die mit biologisch abbaubarem 
Hydrauliköl betrieben werden. Bei anhaltenden Niederschlägen sind die Baumaß-
nahmen einzustellen. Es dürfen nur lärmgedämpfte Baumaschinen und Geräte zum 
Einsatz kommen. Das Verbrennen von überflüssigen Baumaterialien und Rückstän-
den ist gegen Strafandrohung untersagt. Nach Beendigung der Baumaßnahmen sind 
Abdeck- und Baumaterialien wieder vollständig zu entfernen und etwaige Boden-
schäden sowie Bodenverdichtungen fachgerecht zu beseitigen.  
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Vorhandene angrenzende Gehölzbestände sind nach DIN 18920 zu schützen; die 
ZTV-Baumpflege und RAS-LP 4 sind zu beachten. Sollte es dennoch zu einem Ver-
lust dieser Gehölze kommen, sind diese zu ersetzen. 
 
Die DIN 18915 hinsichtlich des Bodens als Pflanzenstandort ist zu beachten. 
 
Nach dem 1. März 2020 ist das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut in der freien 
Landschaft außerhalb ihrer Vorkommensgebiete nach § 40 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 
BNatSchG nur noch mit Genehmigung möglich. Daher ist bei Neupflanzungen von 
Gehölzen gebietseigenes Pflanzenmaterial mit Nachweis gemäß Forstvermehrungs-
gesetz (FoVG) und gemäß Verordnung über Herkunftsgebiete für forstliches Ver-
mehrungsgut (Forstvermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung – FoVHgV) zu ver-
wenden. Bei Einsaaten ist gebietseigenes Saatgut aus dem entsprechenden Ur-
sprungsgebiet mit Nachweis zu verwenden. 

 
Ausführliche Informationen zu den v.g. Maßnahmen sind dem Umweltbericht mit in-
tegriertem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag der Rietmann Beratende Ingenieu-
re PartG mbB (Stand: 11.05.2020) zu entnehmen. 
 
11.8 Artenschutz 
 
Um ein Auslösen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu ver-
meiden, sind folgende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen (V) zu befolgen: 

 

 Gehölzrodungen und -rückschnitte sowie Schilfrückschnitte zwischen Oktober 
und Februar; im südöstlichen Plangebiet vor der zu erhaltenden Umgrenzungs-
hecke nur oberirdische Fällung der Sträucher und Sukzessionsgehölze sowie 
oberirdischer Rückschnitt der Schilfbestände ohne Wurzelrodung. 

 

 Im südöstlichen Bereich Wurzelstockrodungen erst ab Mai/Juni; Aufstellung ei-
nes Amphibienzauns an der östlichen und südöstlichen Planbereichsgrenze zu 
den angrenzenden Gärten. 

 

 Kontrolle der Baumhöhlen in den Obstbäumen vor der Fällung auf Besatz durch 
Fledermäuse 

 

 Begrenzung baubedingter Lichtemissionen und betriebsbedingter Lichtemissio-
nen im öffentlichen Raum. 

 
Nähere Ausführungen zu den Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie 
Ausgleichsmaßnahmen sind der Artenschutzrechtlichen Prüfung der Rietmann Bera-
tende Ingenieure PartG mbB (Stand: 21.01.2020) zu entnehmen. 
 
11.9 Denkmalschutz 
 
Für das im östlichen Bereich des Bebauungsplanes zu errichtende Gebäude, unmit-
telbar westlich angrenzend an die denkmalgeschützte Kapelle, ist eine denkmalrecht-
liche Erlaubnis gem. § 9 Denkmalschutzgesetz (DSchG) erforderlich. Bei Planung 
und Anlage einer Tiefgarage in diesem Bereich ist die denkmalgeschützte Kapelle zu 
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berücksichtigen; Schäden durch Untergrundveränderungen oder Erschütterungen 
sind zu vermeiden. 
 
11.10 DIN-Normen 
 
Die in dieser Satzung in Bezug genommenen DIN-Normen können bei der Stadt 
Bornheim, Rathausstraße 2, 53332 Bornheim im Stadtplanungs- und Liegenschafts-
amt während der Öffnungszeiten eingesehen und auch über die Beuth-Verlag 
GmbH, Burggrafenstraße 6, 107807 Berlin kostenpflichtig bezogen werden. 
 
11.11 Fachgutachten 
 

Für diesen Bebauungsplan wurden folgende Fachgutachten erarbeitet bzw. 
Untersuchungen durchgeführt: 

 

 Artenschutzrechtliche Prüfung 
erstellt durch das Ing.-Büro Rietmann, Beratende Ingenieure PartG mbB, 
Freiraum + Landschaftsplanung, Königswinter, Stand: 21.01.2020 

 

 Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag 
erstellt durch das Ing.-Büro Rietmann, Beratende Ingenieure PartG mbB, 
Freiraum + Landschaftsplanung, Königswinter, Stand: 11.05.2020 

 

 Baugrundgutachten, Nr. 9280.1/ta 
Erstellt durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH, Bonn 
Stand: 10.04.2019 

 

 Hydrogeologisches Gutachten, Nr. 9280.2/ta 
Erstellt durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH, Bonn 
Stand: 15.04.2019 

 

 Deklarationsuntersuchung, Nr. 9280.3/ta 
Erstellt durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH, Bonn 
Stand: 12.04.2019 

 

 Schutzgutbezogene Bodenuntersuchung, Nr. 9280.4/rj 
Erstellt durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH, Bonn 
Stand: 24.04.2019 
 

 Verkehrsuntersuchung 
Erstellt durch die IGS Ingenieurgesellschaft Stolz mbH, Neuss 
Stand: 05.07.2019 

 

 Variantenuntersuchung Straßenerschließung, Erläuterungsbericht 
Erstellt durch das Ing.-Büro Dirk und Michael Stelter GbR, Siegburg 
Stand: August 2019 
 

 Überflutungsnachweis 
Erstellt durch das Ing.-Büro Dirk und Michael Stelter GbR, Siegburg 
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Stand: Mai 2020 
 

 Überflutungsnachweis für T = 100 Jahre 
Erstellt durch das Ing.-Büro Dirk und Michael Stelter GbR, Siegburg 
Stand: Mai 2020 

 
11.12 Städtebaulicher Vertrag 
 
Zwischen der Stadt Bornheim und dem Vorhabenträger wird ein städtebaulicher Ver-
trag abgeschlossen. 
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Teil B – Umweltbericht 
 
12. Einleitung 
 
Die Stadt Bornheim sieht im südwestlichen Randbereich der Ortslage Rösberg die 
Entwicklung von insgesamt 54 Wohneinheiten auf ca. 3,02 ha vor. Die Gesamtfläche 
setzt sich aus ca. 2,20 ha für die Baulandentwicklung, ca. 0,51 ha für die angrenzen-
de Ausgleichsfläche zur Kompensation des Eingriffes sowie für Artenschutzmaß-
nahmen und ca. 0,31 ha Fläche für externe Ausgleichsmaßnahmen zusammen. Für 
die Entwicklung dieser Wohneinheiten soll der Bebauungsplan Rb 01 aufgestellt 
werden.  

Der Flächennutzungsplan der Stadt Bornheim stellt die Flächen größtenteils als 
Wohnbauflächen dar. Aktuell werden die Flächen im Bereich der geplanten Wohnbe-
bauung landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzt. Der bestehende Abschnitt des 
Rüttersweges zwischen Metternicher Straße und Eifelstraße wird in den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes mit einbezogen. Dieser Bereich soll im Zuge der Er-
schließung des Bebauungsplangebietes mit ausgebaut werden. 

Die Rietmann Beratende Ingenieure PartG mbB wurde beauftragt für die Aufstellung 
des Bebauungsplanes „Rb 01“ einen Umweltbericht mit integriertem Landschafts-
pflegerischen Fachbeitrag zu erarbeiten. Die städtebauliche Planung „Rb 01“ wird 
von der HAUSPARTNER Projekt GmbH erarbeitet. Die Belange des Umweltschutzes 
werden mit dem vorliegenden Gutachten dargestellt. Eine Eingriffs- und Ausgleichsbi-
lanzierung ist integrierter Bestandteil des Gutachtens. 
 
12.1 Hinweise zur Durchführung der Umweltprüfung 
 
Die Erarbeitung des Umweltberichtes erfolgt auf Basis einer Umweltprüfung gemäß 
der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a des Baugesetzbuches. Der Umweltbericht ermit-
telt die potentiellen mit dem Bebauungsplan verbundenen Auswirkungen auf die zu 
prüfenden Umweltbelange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB.  

Bezogen auf die Faktoren Fauna, Lärm, Klima sowie Landschafts-/ Stadtbild werden 
die angrenzenden Nutzungen mit in die Beurteilung einbezogen. Die Ergebnisse re-
sultieren aus der Auswertung vorhandener Fachplanungen, den verfügbaren Daten 
der Fachbehörden sowie aus mehreren Ortsbegehungen einschließlich Biotoptypen-
kartierung. Weiterhin wurden folgende Fachgutachten und Internetseiten ausgewer-
tet und berücksichtigt: 
 GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GMBH (2019a): Baugrundgutachten – nach 

DIN 4020 – zum Bauvorhaben „Bebauungsplangebiet Rb 01“ 53332 Bornheim-
Rösberg. 10.04.2019. 

 GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GMBH (2019b): Deklarationsuntersuchung 
zum Bauvorhaben „Bebauungsplangebiet Rb 01“ 53332 Bornheim-Rösberg. 
12.04.2019. 

 GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GMBH (2019c): Hydrologisches Gutachten 
zur Beseitigung von Niederschlagswasser zum Bauvorhaben „Bebauungsplange-
biet Rb 01“ 53332 Bornheim-Rösberg. 15.04.2019. 

 GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GMBH (2019d): Schutzgutbezogene Boden-
untersuchung für das Bauvorhaben „Bebauungsplangebiet Rb 01“, 53332 Born-
heim-Rösberg. 24.04.2019. 
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 INGENIEURBÜRO DIRK UND MICHAEL STELTER GBR (2019): Stadt Bornheim, Ortlage 
Rösberg, Bebauungsplan „Rb 01“, Variantenuntersuchung Straßenerschließung, 
Erläuterungsbericht. August 2019. 

 INGENIEURGESELLSCHAFT STOLZ MBH (2019): Verkehrsuntersuchung, Bornheim-
Rösberg, 05.Juli 2019.  

 RIETMANN I. (2020): Artenschutzrechtliche Prüfung: B-Plan „Rb 01“, Bornheim-
Rösberg, 21.01.2020. 

 Internet: Informationssysteme und Umweltdatenbanken: Ministerium für Klima-
schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW (MKUNLV), 
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LA-
NUV), Bezirksregierung Köln, Rhein-Sieg-Kreis. 

Die umweltbezogenen und für das Vorhaben relevanten Informationen erlauben eine 
Einschätzung der zu erwartenden Umweltfolgen. Viele Angaben des Umweltberichts 
beruhen auf Erfahrungswerten und Abschätzungen und werden in rein verbal-
argumentativer Form beschrieben, ohne auf konkreten Rechnungen oder Modellie-
rungen zu basieren. 

Im Rahmen der Beteiligung vorgebrachte Änderungen oder Ergänzungen der im 
Umweltbericht vorgenommenen Beschreibungen und Bewertungen werden geprüft 
und entsprechend fortgeschrieben. 
Bei den Auswirkungen auf den Naturhaushalt und die Landschaft geht es insbeson-
dere um die nach der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung näher zu prüfenden 
Faktoren. Diese Belange werden in einem landschaftspflegerischen Fachbeitrag be-
handelt, welcher in den vorliegenden Umweltbericht integriert ist. Rechtliche Vorga-
ben für diesen Fachbeitrag sind das Baugesetzbuch (§ 1a) und das Bundesnatur-
schutzgesetz (§ 14 bis § 18). Der Eingriff ist primär durch landschaftspflegerische 
Maßnahmen vor Ort oder, wenn nicht möglich, durch Maßnahmen an anderer Stelle 
auszugleichen. 
Mit Einführung der Eingriffsregelung in das Landschaftsgesetz NRW 1981 wurden 
Standards und Verfahrensweisen zur Ermittlung und Bewertung von Eingriff und 
Kompensation entwickelt, die zur Vereinfachung beitragen und bei ähnlichen Eingrif-
fen (Art und Umfang) zu vergleichbaren Kompensationsumfängen führen sollen. Für 
NRW wurde vom Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-
Westfalen (LANUV 2008) ein vereinfachtes Bewertungsverfahren (Numerische Be-
wertung von Biotoptypen für die Bauleitplanung in NRW) für die Bauleitplanung ent-
wickelt, welches in diesem Fachbeitrag angewandt wird. 
 
 
13. Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplanes 
 
Das ca. 3,02 ha große Bebauungsplangebiet befindet sich am südwestlichen Rand 
der Ortschaft Rösberg, im westlichen Bereich der Stadt Bornheim. Das Gebiet für die 
Baulandentwicklung und die angrenzende Ausgleichsfläche zur Kompensation reihen 
sich an die bestehende Bebauung der Eifelstraße im Norden und der Schwarzwald-
straße im Osten an. Im Süden begrenzt ein geschotterter Wirtschaftsweg als Verlän-
gerung des Kuckucksweges das Plangebiet. Die Flächen umfassen unter anderem 
die gesamten Flurstücke 10, 86/1, 89, 90, 96, 114, 115 und 302 und Teile des Flur-
stückes 91 der Flur 15 in der Gemarkung Rösberg (54153). Die Fläche für die exter-
ne Ausgleichsmaßnahme befindet sich ca. 1,5 km weiter südlich in der Gemarkung 
Kardorf-Hemmerich, Flur 1, auf dem Flurstück 185. 
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Abb. 1: Lage des Plangebietes, Topographische Karte, unmaßstäblich (Quelle: Bezirksregierung Köln 2019) 

 
Abb. 2: Übersichtskarte zum Bebauungsplan Rb01 (Quelle: STADT BORNHEIM 2020a) 
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Abb. 3: Übersichtskarte zur Fläche für den externen Ausgleich (Quelle: STADT BORNHEIM 2020b) 

 

Mit dem Bebauungsplan „Rb 01“ (Stand 16.10.2019) sollen als Angebotsbebauungs-
plan die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung eines allgemeinen 
Wohngebietes (WA) geschaffen werden. Es ist eine Wohnbebauung von insgesamt 
31 Grundstücken für freistehende Einfamilienhäuser sowie für Doppelhäuser geplant. 
Am südöstlichen Rand des Plangebietes, angrenzend an den Kuckucksweg, sind 
zwei Mehrfamilienhäuser vorgesehen. Zudem soll ein Spielplatz auf ca. 650 m² Flä-
che errichtet werden. Die Einzelbaugrundstücke der geplanten Einfamilienhäuser 
und Doppelhaushälften weisen eine Fläche von ca. 300 m² bis 500 m² auf. Die Bau-
grundstücke für die beiden geplanten Mehrfamilienhäuser sind mit ca. 1.200 m² grö-
ßer dimensioniert. Nach Südosten und Südwesten ist eine Ortsrandeingrünung vor-
gesehen. Zusätzlich zu den Einzelhäusern sind oberirdische Garagen und Carports 
zulässig. Je Wohneinheit sind mindestens zwei Stellplätze oder Garagen zu errich-
ten. Die restliche Fläche der Grundstücke ist als Gartenfläche vorgesehen. 

Die Erschließung der Grundstücke erfolgt über die bestehende Straße „Rüttersweg“. 
Der Rüttersweg hat eine kurze Zufahrtsstrecke, eine naheliegende Orientierung zum 
Plangebiet und dem leistungsfähigen Knotenpunkt mit der Kreisstraße K33 und wur-
de daher in der Variantenuntersuchung der Straßenerschließung als beste Erschlie-
ßungsstraße ausgewählt. Unabhängig von der geplanten Erschließung und dem ge-
planten Bebauungsgebiet bedarf es einer Sanierung der Straße Rüttersweg und 
Teilabschnitte der Straßen Eifelstraße und Kuckucksweg (INGENIEURBÜRO DIRK UND 

MICHAEL STELTER 2019). 
Da die öffentliche Entwässerung in der Ortslage im Mischsystem vorliegt, erfolgt 
auch die Ableitung innerhalb des Plangebietes im Mischsystem. Das Schmutz- und 
Niederschlagswasser wird im Mischsystem zusammen in den Kanal in der Eifelstra-
ße eingeleitet. Aufgrund einer Einleitungsbeschränkung seitens der Stadtbetriebe 
Bornheim in den öffentlichen Kanal, ist eine gedrosselte Einleitung mit max. 0,2 l/s 
aus dem Plangebiet erforderlich. Innerhalb des Plangebietes werden die Mischwas-
serkanäle als DN 250 bis DN 500 in den Planstraßen verlegt. Das Drosselbauwerk 
und der Stauraumkanal werden in der Planstraße A verlegt (INGENIEURBÜRO DIRK UND 

MICHAEL STELTER GBR 2020). 
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14. Vorgaben aus Fachgesetzen und Fachplänen 
 
14.1 Einschlägige Fachgesetzte  
 
Folgende Zielaussagen der wesentlichen Fachgesetze sind im vorliegenden Pla-
nungsverfahren relevant:  
 

 Baugesetzbuch: Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne.  

 Bundesimmissionsschutzgesetz inkl. Verordnungen sowie DIN 18005: Schutz 
des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der Atmo-
sphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
sowie Vorbeugung hinsichtlich des Entstehens von Immissionen.  

 Bundesnaturschutzgesetz sowie Landesnaturschutzgesetz NRW: Natur und 
Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage 
des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im be-
siedelten und unbesiedelten Bereich zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln 
und soweit erforderlich wiederherzustellen.  

 Bundesbodenschutzgesetz sowie Baugesetzbuch (Bodenschutzklausel): 
nachhaltige Sicherung und Wiederherstellung des Bodens hinsichtlich seiner 
Funktionen im Naturhaushalt, daraus ergeben sich folgende Ziele für den Bo-
denschutz: - die Inanspruchnahme von Böden ist auf das unerlässliche Maß 
zu beschränken. - die Inanspruchnahme von Böden ist auf Flächen zu lenken, 
die vergleichsweise von geringer Bedeutung für die Bodenfunktionen sind. - 
Beeinträchtigungen von Bodenfunktionen sind soweit wie möglich zu vermei-
den.  

 Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz: Sicherung der Gewässer 
als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebensraum für Tiere und Pflan-
zen und deren Bewirtschaftung zum Wohl der Allgemeinheit und zur Unterlas-
sung vermeidbarer Beeinträchtigung ihrer ökologischen Funktionen.  

 
14.2 Vorgaben aus den Fachplänen  
 
14.2.1 Vorgaben aus der Raumplanung  
 
- Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Bonn / Rhein-Sieg 

stellt das Plangebiet als ‚Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich’ dar. Südlich 
und westlich des Plangebiets sind die Flächen mit den Freiraumfunktionen 
‚Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung‘ sowie ‚Regionale 
Grünzüge‘ belegt.  

- Der aktuell rechtskräftige Flächennutzungsplan (FNP) für die Stadt Bornheim 
stellt die Flächen als Wohnbauflächen dar, welche südwestlich und südöstlich 
durch eine Ortsrandbegrünung begrenzt werden. Die Ortsrandbegrünung wird im 
FNP als ‚Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft‘ dargestellt. Außerhalb der 
Wohnbauflächen mit Ortsrandbegrünung sind Flächen für die Landwirtschaft 
dargestellt. Zum Zeitpunkt der Ausweisung von Flächen im Rahmen einer Flä-
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chennutzungsplanaufstellung besteht in der Regel keine konkrete Planung für die 
Flächenpotentiale. Für diesen konkreten Fall ist eine Änderung des Flächennut-
zungsplans erforderlich, da südwestlich des Einfahrtsbereichs unmittelbar an der 
Eifelstraße durch die Arrondierung der zusätzlichen Flächen die Ausweisung der 
Wohnbaufläche geringfügig überschritten wird. Aus Gründen der Verkehrssicher-
heit soll die Achse des Rüttersweges in der Verlängerung fortgeführt werden. Ein 
Versatz der Straßenachse würde zu einem erhöhten Unfallrisiko führen, was zu 
vermeiden ist. Aus diesem Grund wird an dieser Stelle durch die Anlage der Er-
schließungsstraße die Ausweisung des Flächennutzungsplans geringfügig über-
schritten. Um gemäß Baugesetzbuch sparsam mit Grund und Boden umzuge-
hen, soll eine einseitige Erschließung vermieden werden. Daher wurden süd-
westlich des Einfahrtsbereiches zum neuen Baugebiet drei Baugrundstücke in 
geringer Tiefe vorgesehen. Dies stellt auch eine optische Anpassung an die vor-
handene Bebauung des Rüttersweges dar. Für diese Überschreitung der bishe-
rigen Ausweisung der Wohnbaufläche im Flächennutzungsplan wird im Parallel-
verfahren eine Flächennutzungsplanänderung durchgeführt“ (STADT BORN-
HEIM 2019).  

 
14.2.2 Vorgaben aus der Landschaftsplanung und Schutzgebiete  
 
- Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplanes Nr. 2 „Bornheim“ 

des Rhein-Sieg-Kreises. Als Entwicklungs- und Pflegemaßnahme ist entlang des 
Kuckucksweges die Anlage von Kräuter- und Staudensäumen im Landschafts-
plan festgesetzt (5.6-4). Ebenso ist westlich des Plangebietes die Anlage von 
zwei Streuobstwiesen (5.2-13 und 5.2-14) in jeweils ca. 250 m Entfernung zum 
Plangebiet festgesetzt.  

- Das Plangebiet liegt größtenteils innerhalb des Landschaftsschutzgebietes (LSG) 
„Bornheim“ (LSG-5107-0035).  

- Es sind keine weiteren Schutzgebiete (Naturschutzgebiete, FFH-Gebiete, Vogel-
schutzgebiete, Wasserschutzgebiete) oder besonders schutzwürdige Biotope im 
Plangebiet ausgewiesen.  

 
14.2.3 Schutzvorschriften anderer Umweltfachplanungen  
 
- Es liegen keine weiteren Anforderungen anderer Umweltfachplanungen vor.  

 
 
15. Raumanalyse und Wirkungsprognose 
 
15.1 Geographische und Naturräumliche Lage  
 
Das Plangebiet befindet sich in Nordrhein-Westfalen, Rhein-Sieg-Kreis, Stadt Born-
heim, in der Ortslage Rösberg. Naturräumlich liegt das Plangebiet am Übergang zwi-
schen der Untereinheit Villehang (Vorgebirge) (552.2) in der Haupteinheit Ville (552) 
und der Untereinheit Zülpicher Eifelvorland (553.1) in der Haupteinheit Zülpicher 
Börde (553). Das Vorgebirge ist durch intensiven Gemüse- und Obstanbau geprägt. 
Eine mächtige Lössdecke und die Leelage zur Ville begünstigt die Anbaubedingun-
gen (GLÄSSER 1978). Das Höhenniveau des Plangebietes liegt relativ eben auf 
158,5 m über NN.  
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15.2 Umweltmerkmale  
 
Die nachfolgende Raumanalyse dient der Bestandsaufnahme der einschlägigen As-
pekte des derzeitigen Umweltzustandes sowie der Prognose über die voraussichtli-
che Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung. Die Be-
standsaufnahme und die Wirkprognose werden für jedes einzelne Umweltgut durch-
geführt und sich direkt gegenübergestellt, um eine bessere Vergleichbarkeit zu ge-
währleisten.  
 
15.2.1 Umweltgut Flora und Fauna  
 
Bestandsanalyse Flora und Fauna  
 
Potentielle natürliche Vegetation  
Die potenzielle natürliche Vegetation (PNV) beschreibt diejenige Vegetation (hypo-
thetisch), die bei abrupter Aufgabe der anthropogenen Beeinflussung aufgrund der 
abiotischen Standorteigenschaften auf der betrachteten Fläche vorhanden wäre. 
Überlegungen zur PNV helfen bei der Einschätzung des aktuellen Standortpotentials 
und schließen spätere Veränderungen durch Sukzessionsprozesse aus. Das Wissen 
über diese Vegetation ermöglicht es, bei künftigen Bepflanzungsmaßnahmen auf 
weitgehend standortgerechtes Pflanzenmaterial zurückzugreifen (siehe WILLMANNS 
1998). 
 
Als potentiell natürliche Vegetation wäre im Plangebiet ein Waldmeister-Buchenwald 
(Galio-Fagetum) ausgebildet (BFN 2010). Diese sind hinsichtlich ihrer Trophiean-
sprüche relativ anspruchsvoll und gedeihen auf nährstoffreicheren, basischen Böden, 
welches sich in einer artenreichen Krautschicht, u.a. mit Waldmeister (Galium odora-
tum), bemerkbar macht. Die Baumschicht wird durch Rot-Buche (Fagus sylvatica) 
dominiert (POTT 1995). 
 
Reale Vegetation / Biotope 

Die nachfolgend aufgeführten Biotopstrukturen und -codierungen sind nach dem ver-
einfachten Bewertungsverfahren für die Bauleitplanung (Numerische Bewertung von 
Biotoptypen für die Bauleitplanung in NRW, LANUV 2008) abgegrenzt worden. Die 
Biotopwertpunkte der einzelnen Biotoptypen können dem Kapitel 6 entnommen wer-
den. 
 
Das Bebauungsplangebiet ist geprägt durch größtenteils verbrachte Wiesen- und 
Weidenflächen (5.1). Westlich des Feldweges (1.4), der den Rüttersweg optisch ver-
längert, liegen intensiv genutzte Ackerflächen (3.1). Die östlich an den Feldweg an-
grenzende Fläche wird intensiv als Wiese (3.4) genutzt und stellt sich als artenarm 
und gräserdominiert dar. Weiter östlich schließt sich zunächst, getrennt durch Baum- 
und Heckenstrukturen (7.2), eine brachgefallene Weide (5.1) an. Ein kleines Stallge-
bäude aus Holz (1.1) und die größtenteils mit Brombeeren überwachsenen Strom-
zäune sind Hinweise darauf, dass die Flächen vormals mit Pferden beweidet wurden. 
Zwischen der brachgefallenen Weide und der Wohnbebauung an der Schwarzwald-
straße liegen ehemalige Kleingärten, die ebenfalls stark verbracht sind, (5.1) und be-
stehende Gärten mit wenigen, kleineren Gehölzen (4.3).  
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Im Plangebiet befinden sich keine für das geschützte und planungsrelevante 
‚Schwimmende Froschkraut‘ (Luronium natans) (MTB 5207 Bornheim, Quadrant 4) 
geeignete, nährstoffarme Kleingewässer, die im Sommer austrocknen, weshalb die 
Pflanzenart dort auszuschließen ist. 
 

Fauna / Artenschutz 

Das Plangebiet und seine Umgebung bieten aufgrund ihrer Biotopstrukturen geeig-
nete Lebensräume für diverse ubiquitäre Tierarten. Die intensiv landwirtschaftlich 
genutzten Flächen sowie die verbrachten Wiesen- und Gartenflächen und die Ge-
hölzstreifen bieten vor allem Halboffenlandarten ein geeignetes Habitat. 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde eine Artenschutzprüfung (RIETMANN 
2020) erstellt, deren Ergebnisse an dieser Stelle zusammenfassend dargestellt wer-
den. 

In Abstimmung mit dem Auftraggeber und der Stadt Bornheim wurde von Juli 2017 
bis August 2018 eine Erhebung/ Kartierung relevanter Tiergruppen zur Ermittlung der 
Datengrundlage von Vögeln, Säugetieren und Amphibien durchgeführt. 

 

Planungsrelevante Arten 
Um eine mögliche vorhabenbedingte Betroffenheit von planungsrelevanten Arten 
feststellen zu können, wurde das Lebensraumpotential des Vorhabenbereiches und 
seines Umfeldes für artenschutzrechtlich relevante Arten im Rahmen einer über-
schlägigen faunistischen Prognose und einer Artenschutzprüfung durch das Büro 
RIETMANN (2020) überprüft. Als Grundlage wurden die Daten des Landesamtes für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen für das Messtischblatt 
Bornheim (MTB 5207) genutzt. Zur Einengung des Artenpools wurde eine Ver-
schneidung mit der ermittelten Biotop- und Habitatausstattung im Untersuchungsge-
biet vorgenommen, das Fachinformationssystem „Geschützte Arten in Nordrhein-
Westfalen“ ausgewertet und das Fachinformationssystem LINFOS des LANUV abge-
fragt. Die Ergebnisse werden in diesem Kapitel zusammenfassend dargestellt. 
Es wurden insgesamt 67 planungsrelevante Arten geprüft. Dabei werden insgesamt 
48 Vogelarten, 11 Fledermausarten, 6 Amphibienarten, eine Libellenart und eine 
Pflanzenart für das MTB Bornheim genannt. Ein Großteil der Arten kann aufgrund 
der Habitatstrukturen des Plangebiets und deren Ausprägung ausgeschlossen wer-
den. Hierzu zählen die Haselmaus, Fledermausarten der gewässerreichen Land-
schaften mit spezifischen Habitatansprüchen, wassergebundene Vogelarten, Wald-
Spechtarten und andere Vogel- und Fledermausarten der Wälder, weitere Vogelarten 
mit speziellen Habitatansprüchen sowie die Amphibien-, Libellen- und die Farn- und 
Blütenpflanzenarten inkl. der Flechten.  
 
Im Folgenden wird auch das Lebensraumpotential des Plangebietes für nicht pla-
nungsrelevante Tierarten(-gruppen) betrachtet.  
 
Vögel 
 
Im Rahmen der Brutvogelkartierung wurden insgesamt 45 Vogelarten, davon 10 pla-
nungsrelevante Arten, nachgewiesen. Zu den planungsrelevanten Arten gehören hier 
Bluthänfling, der im Plangebiet brütet, sowie die Mehlschwalbe, die in künstlichen 
Nisthilfen oder Gebäudenischen im Rüttersweg brütet. Für den Star als planungsre-
levante Art wurde eine Brut im Plangebiet nicht sicher nachgewiesen, er kommt aber 



Bebauungsplan Rb 01. Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 

 
 

  Seite 35 von 66 

sicher mit mehreren Brutpaaren im nahen Umfeld des Plangebietes vor. Insgesamt 
wurden für 14 Arten Brutpaare oder Brutreviere nachgewiesen (neben den o.g. Am-
sel, Blaumeise, Dorngrasmücke, Eichelhäher, Goldammer, Grünfink, Heckenbraunel-
le, Kohlmeise, Mönchsgrasmücke, Rabenkrähe, Ringeltaube, Rotkehlchen). Das 
Plangebiet ist daneben als potenzieller Teil des Nahrungshabitats verschiedener Ar-
ten wie Grünspecht, Steinkauz, Haussperling, Rauchschwalbe, Turmfalke oder die 
Schleiereule anzusehen, die im Umfeld brüten oder vorkommen. Relevante Nah-
rungsstrukturen sind Baumhecken, Gebüsche, Samenstrukturen in der Brache und 
gemähtes Grünland. In den beiden älteren Obstbäumen im mittleren Bereich des 
Plangebietes wurden zwar Baumhöhlen nachgewiesen, aber keine Brut eines Höh-
lenbrüters. Größere Horste aus Vorjahren wurden ebenfalls keine nachgewiesen. 
  
In 2018 wurde ein Revierpaar des Steinkauzes ohne sicheren Brutnachweis im Un-
tersuchungsraum außerhalb des Plangebietes in Streuobst- und Gartenbereichen 
nachgewiesen. Da der Steinkauz kurzrasige Bereiche als Ansitz- oder Jagdbereiche 
braucht, sind die derzeitig überwiegend brach liegenden Grünland- und Gartenflä-
chen im Plangebiet nicht dazu geeignet. Lediglich die westlich im Planbereich lie-
gende Mähwiese ist als potentieller Jagdbereich geeignet.  
 
Die Feldlerche ist Brutvogel in den westlich angrenzenden offenen Getreidefeldern 
und Grünlandflächen. Im Plangebiet erfolgte kein Nachweis.  
 
Der Graureiher wurde als Nahrungsgast an einem Gartenteich im Umfeld nachge-
wiesen.  
 
Säugetiere 
 
Im Rahmen der Fledermaus-Kartierung wurden folgende sechs Arten jagend oder 
während eines Transferfluges nachgewiesen: Bartfledermaus, Wasserfledermaus, 
Braunes Langohr, Kleiner Abendsegler, Großer Abendsegler und eine unbestimmte 
Myotis-Art. Es wurden keine Quartiere von Fledermäusen im Plangebiet nachgewie-
sen. Lediglich zwei Streuobstbäume weisen Höhlen- oder Spaltenpotentiale auf. Das 
Plangebiet und Umfeld bieten eine hohe Strukturvielfalt aus halboffenen, offenen und 
gehölzreichen Jagdhabitaten mit Gartenteichen und verschiedenen Leitstrukturen. In 
den angrenzenden Siedlungen sind Gebäudequartiere für die Tiere nicht auszu-
schließen.  
 
Es erfolgte kein direkter oder indirekter Nachweis der Haselmaus, weshalb die Art im 
weiteren Verlauf nicht weiter betrachtet wird.  
 
Die Vegetationseinheiten bieten ubiquitären Säugern (Mäuse, Igel, Marder etc.) po-
tentielle Lebensräume. 
 
Amphibien 
 
Im Rahmen der Amphibienerfassung erfolgte kein Nachweis planungsrelevanter Am-
phibienarten ebenso auch kein Nachweis für diese Arten relevanter Strukturen. Aller-
dings ist im südöstlichen Bereich des Plangebiets ein Nachweis der besonders ge-
schützten, aber nicht planungsrelevanten Art, Teichfrosch erfolgt.  
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Libellen 
 
Ein Vorkommen der planungsrelevanten Libellenart Grüne Flussjungfer kann auf-
grund der fehlenden geeigneten Fließgewässer im Plangebiet ausgeschlossen wer-
den. Die Artengruppe der Libellen wird deshalb im Folgenden nicht weiter betrachtet. 
 
Auswirkungen auf die Flora und Fauna bei Planumsetzung 
 
Flora 
 
Im Zuge der Baumaßnahmen kommt es zur Beeinträchtigung der Vegetation durch: 

- Verlust von Lebensraum für vorhandene Pflanzenarten. Die vorhandenen Wiesen 
und Wiesenbrachen, Gärten und Gehölzstreifen werden durch die Anlage von 
versiegelten Verkehrs- und Gebäudeflächen sowie den zukünftigen Gartenflä-
chen überprägt.  

- Lediglich die Gehölze im südöstlichen Plangebiet können als Teil der zukünftigen 
Ortsrandeingrünung erhalten bleiben. 

- Seltene und gefährdete Pflanzenarten sind von dem Vorhaben nicht betroffen. 

- Die zukünftigen Pflanzflächen im Plangebiet dienen der Strukturanreicherung. Es 
ist unter anderem die Anlage von Strauchflächen und Einzelgehölzen vorgese-
hen. Durch die vorgesehenen Pflanzungen und die Entwicklung und Festsetzung 
einer Grünfläche wird eine Aufwertung im und um das Plangebiet für das Schutz-
gut Flora und die daran gebundenen Tierarten erfolgen. 

 
Fauna 
 
Im Zuge der Planumsetzung kommt es zu einer Umwandlung und Versieglung von 
unbefestigten Flächen und zu einem dauerhaften Lebensraumverlust. Durch die vor-
gesehenen Pflanzungen einer Baumhecke und eines Saumes aus Gräsern, Kräutern 
und Hochstauden wird das Plangebiet als potentieller Lebensraum und Verbin-
dungselement für die Fauna in einzelnen Bereichen aufgewertet.  
 
Säugetiere 
 
Durch die geplante Bebauung können für die nachgewiesenen Arten bauzeitliche 
oder nutzungsbedingte Beeinträchtigungen entstehen, weshalb die Arten hinsichtlich 
artenschutzrechtlicher Konflikte weiter zu betrachten sind. Von der Zerstörung von 
bedeutenden, regelmäßig genutzten Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist allerdings 
nicht auszugehen, wobei eine sporadische Nutzung aber auch nicht ausgeschlossen 
werden kann. 
 
Vögel 
 
Durch die geplante Wohnbebauung können Beeinträchtigungen für die nachgewie-
senen Arten entstehen und Habitatfunktionen verloren gehen, weshalb die o.g. Arten 
hinsichtlich artenschutzrechtlicher Konflikte weiter zu betrachten sind. 
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Amphibien 
 
Mit artenschutzrechtlichen Konflikten für planungsrelevante Amphibienarten durch 
das Bebauungsplanverfahren ist nicht zu rechnen. Da allerdings ein Nachweis der 
besonders geschützten, nicht planungsrelevanten Art Teichfrosch im südöstlichen 
Plangebiet erfolgte, sind für diese Art Schutzvorrichtungen vorzusehen. So können 
Tötungen vermieden werden.  

Nach der Bestandsanalyse der Fauna kann für folgende Arten bzw. Artengruppen 
das Eintreten von Verbotstatbeständen im Sinne des § 44 BNatSchG nicht ausge-
schlossen werden: nachgewiesene baumhöhlennutzende Fledermausarten der Kul-
turlandschaft, den Steinkauz, Brutvögel der Gebüsche und Baumhecken, Brutvögel 
der Kulturlandschaft, Höhlen- und Nischenbrüter. Deshalb sind die Vermeidungs- 
und Minderungsmaßnahmen (V) bzw. vorgezogene Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen1 (A-CEF) im Rahmen der Planumsetzung durchzuführen, um das Auslösen 
von Verbotstatbeständen gemäß § 44 (1) BNatschG zu verhindern, bzw. Beeinträch-
tigungen zu verringern. 
 
15.2.2 Umweltgüter Boden und Fläche 
 

Bestandsanalyse Boden / Fläche 
 
Boden 
 
Der Raum Bornheim liegt am westlichen Rand der Niederrheinischen Bucht. In der 
digitalen Bodenkarte NRW (BK 50) wird der Boden im Plangebiet als Pseudogley-
Braunerde aus mittel tonigem und schwach kiesigem Schluff, schwach kiesigem und 
schluffigem Lehm und zum Teil schwach sandigem und kiesigem Lehm aus Löss 
dargestellt. Den Untergrund bilden Kiese und Sande aus alt- und mittelpleistozänen 
Terrassenablagerungen. Die Böden weisen eine mittlere Bodenfruchtbarkeit (Bo-
denwertzahl 45-55) sowie eine mittlere nutzbare Feldkapazität auf (BUNDESAMT FÜR 

KARTOGRAPHIE UND GEODÄSIE 2019). 
 
In den größeren Tiefen ist das devonische Grundgebirge zu erwarten. Darauf lagern 
mächtige Sedimentfolgen der tertiären Formationen, die sich aus Sanden, Kiesen 
und Tonen zusammensetzen. Über den tertiären Böden befinden sich Flussablage-
rungen des Rheins in Form von Mittel- und Niederterrassen. Diese Terrassen werden 
weiträumig von Löß überlagert (GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GmbH 
2019a). 
Im Rahmen des Baugrundgutachtens wurden durch das GEOTECHNISCHE BÜRO DR. 
LEISCHNER GmbH (2019a) Kleinrammbohrungen und Rammsondierungen durchge-
führt. In den Bohrprofilen wurde überall eine ungestörte und natürliche Schichtung 
____________________________ 
1 §44 Abs. (5) BNatSchG 

aus Mutterboden (zwischen 0,20 und 0,55 cm) mit sandigem, teilweise kiesigem 
Schluff mit organischen Beimengungen vorgefunden. Darunter liegen die Hochflut-
sedimente des Rheins, die überwiegend als feinsandiger bzw. sandiger Schluff aus-
geprägt sind. Im Liegenden stehen die Terrassenschotter der Hauptterrasse des 
Rheins, welche als sandige bis stark sandige Kiese ausgeprägt sind, an (GEOTECHNI-

SCHE BÜRO DR. LEISCHNER GmbH 2019a) In keiner der Bodenproben wurden die 
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Prüfwerte für Kinderspielflächen überschritten, wodurch eine uneingeschränkte Nut-
zung möglich ist (GEOTECHNISCHE BÜRO DR. LEISCHNER GmbH 2019d). 
 
Der Mutterboden ist aufgrund seiner organischen Bestandteile nicht zur Abtragung 
von Bauwerklasten geeignet. Wegen den mikrobiellen Umsetzungsprozessen ist mit 
einem Volumenschwund zu rechnen. Der Hochflutlehm ist bei mindestens steifer 
Konsistenz als tragfähig anzusehen, bei Konsistenzen geringer als steif, allerdings 
als nicht gründungsfähig anzusehen. Die Terrassensedimente sind als gut tragfähig 
anzusehen. Der Mutterboden ist unter den Baukörpern vollständig abzuschieben und 
fachgerecht zu lagern (GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GmbH 2019a). 
 
Im Rahmen der Deklarationsuntersuchung durch das GEOTECHNISCHE BÜRO DR. LEI-

SCHNER GmbH (2019b) sind Mischproben aus dem Probematerial der Untersuchung 
erstellt und chemisch auf die Parameter nach LAGA-TR-Boden untersucht worden. 
Die Mischprobe aus dem überlagernden Hochflutlehm und den darunter stehenden 
Hauptterrassensedimenten der nordwestlichen Baufelder weist erhöhte Werte der 
Parameter Arsen, Chrom und Nickel im Feststoff auf. Die Mischprobe der Hochflut-
lehme im Südosten im Bereich der beiden geplanten Mehrfamilienhäuser weist eine 
geringe Überschreitung des Nickelgehaltes auf. Deshalb kann das Aushubmaterial in 
diesen Bereichen nur unter bestimmten Bedingungen wieder eingebaut werden. Die 
Aushubmaterial der Hochflutlehme der nordöstlichen Baufelder ist für den uneinge-
schränkten Wiedereinbau geeignet. Die Hinweise und Auflagen des Baugrundgut-
achtens, der Deklarationsuntersuchung sowie des Hydrologischen Gutachtens zum 
Bauvorhaben „Bebauungsplangebiet Rb 01“ des GEOTECHNISCHEN BÜROS DR. LEI-

SCHNER GMBH (2019) sind zu beachten. 
 
Altlasten 
 
Im Plangebiet sind keine Eintragungen im Altlastenkataster des Rhein-Sieg-Kreises 
vorhanden. 
 
Fläche 
 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umge-
gangen werden und Bodenversiegelungen auf ein unbedingt notwendiges Maß be-
schränkt werden. Der Versiegelungsgrad innerhalb des Plangebiet beträgt im Be-
stand nur ca. 6 %. Die restlichen Flächen setzen sich aus unversiegelten Flächen 
wie Acker, Intensivwiesen, Grünlandbrachen, Zier- und Nutzgärten, Hecken, Gehölz-
streifen und Feldwegen zusammen.  
 
 
Auswirkungen auf Boden und Fläche bei Planumsetzung 
 
Folgende Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind durch die Umsetzung des B-
Planes zu erwarten:  

- Im Zuge der Umsetzung der Planung kommt es zu einer Versiegelung im Bereich 
der zukünftigen befestigten Gebäude- und Verkehrsflächen und infolgedessen zu 
einem Verlust an offener Bodenfläche. Auch im Bereich der geplanten Gartenflä-
chen kann Bodenaushub und -austausch (Verlust an Boden als Stoffumsetzungs-
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raum) erfolgen. Der damit einhergehende Verlust der natürlichen Bodenfunktio-
nen, wie Lebensraum- und Regelungsfunktion (Filter-, Puffer-, Transformator-, 
Speicherfunktion) führt zu Bodenbeeinträchtigungen. 

- Generell ist eine Neuversiegelung von Fläche für das Schutzgut Boden immer 
negativ zu bewerten und führt zu einer Belastung des Naturhaushaltes, da Boden 
vielfältige Funktionen übernimmt und zu den Lebensgrundlagen des Menschen 
gehört und sich nur sehr langsam erneuert. 

- Mit Eintritt der Rechtskraft des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes können 
heute bestehende Vegetationsflächen und unversiegelte Flächen bebaut werden. 
Dabei ist der Grad der Versiegelung durch die festgesetzte GRZ begrenzt. Das 
Plangebiet wird nach Durchführung der Planung zu ca. 45 % versiegelt sein. Der 
restliche Anteil der Fläche (ca. 55 %) besteht aus einer großflächigen Obstwiese, 
Wegrainen sowie Zier- und Nutzgärten. Die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes führt zu einer Inanspruchnahme der Flächen als Allgemeines 
Wohngebiet von ca. 2,2 ha (Gesamtfläche für die Baulandentwicklung). 

 
15.2.3 Umweltgut Wasser 
 

Bestandsanalyse Wasser 
 
Grundwasser 
 
Das Plangebiet gehört zum Grundwasserkörper ‚Hauptterrassen des Rheinlandes’ 
(DE_GB_274_09). Aus Kiesen und Sanden bestehend, besitzt der Poren-
Grundwasserleiter eine mittlere bis hohe Wasserdurchlässigkeit und hohe bis sehr 
hohe Ergiebigkeit. Der chemische Zustand des örtlichen Grundwassers wird auf-
grund von Nitrat- und Pestizid-Belastungen insgesamt als schlecht bewertet 
(MKULNV 2019, Wasserkörpersteckbrief Grundwasserkörper 2. Bewirtschaftungs-
plan). Momentan sind im Plangebiet in Form landwirtschaftlicher Nutzung (Düngung) 
Beeinträchtigungen des Grundwassers zu erwarten. Bei den Prüfwerten der Boden-
proben auf den Wirkungspfad Boden-Grundwasser wurden keine Werte überschrit-
ten, wodurch eine Grundwassergefährdung durch den Oberboden ausgeschlossen 
werden kann (GEOTECHNISCHE BÜRO DR. LEISCHNER GmbH 2019d). 
 
In der etwa 800 m südöstlich des Plangebietes gelegenen Grundwassermessstelle 
„071058102 – HEMMERICH ZUSBR 223“ ist im Winter 1956 ein maximaler Grund-
wasserstand von 151,84 m+NHN aufgetreten. 
 
Eine Versickerung von Regenwasser ist in den vorliegenden Böden aufgrund des 
reduzierten Ablaufs des anstehenden Kieses nicht möglich. Deshalb muss das Nie-
derschlagswasser über einen Kanal abgeleitet werden (GEOTECHNISCHE BÜRO DR. 
LEISCHNER GmbH 2019c). 
 
Oberflächengewässer 
 
Der Mühlenbach fließt auf einer Länge von ca. 5,5 km in etwa 750 m Entfernung 
nördlich zum Plangebiet. Er entspringt im Ortsteil Rösberg und mündet nördlich von 
Sechtem in den Dickopsbach, welcher in nördlicher Richtung verlaufend bei Wes-
seling in den Rhein mündet. 

http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/WKSB/index.html?lang=de
http://geoportal.bafg.de/mapapps/resources/apps/WKSB/index.html?lang=de
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Auswirkungen auf Wasser bei Planumsetzung 
 
Grundwasser 
 
Durch die Neuversiegelung im Plangebiet ist eine negative Beeinträchtigung des 
Grundwassers zu erwarten. Das Niederschlagswasser und das Abwasser aus dem 
Bebauungsplangebiet werden in einem Stauraumkanal unterhalb der Planstraße A 
gesammelt. Aus diesem Stauraumkanal wird das Mischwasser gedrosselt in den Ka-
nal in der Eifelstraße eingeleitet.  
 
Oberflächengewässer 
 
Eine Beeinträchtigung des Mühlenbaches wird aufgrund der Entfernung von 750 m 
zum Plangebiet nach derzeitigem Kenntnisstand ausgeschlossen. 
 
15.2.4 Umweltgut Klima und Luft 
 
Bestandsanalyse Klima und Luft  
 
Bedingt durch das subatlantisch bis atlantisch geprägte Klima sind die Winter relativ 
mild und die Sommer mäßig warm. Die mittlere Niederschlagsmenge liegt bei 700-
800 mm im Jahr. Die mittlere Jahrestemperatur beträgt 10-11 °C. Die Klimatische 
Wasserbilanz ist positiv bei 0-200 mm/Jahr (LANUV 2019). 
 
Die im Plangebiet vorhandenen Offenflächen dienen der Kaltluftproduktion und kön-
nen sich durch ihre höhere Verdunstungsrate positiv auf das Mikroklima auswirken. 
Die klimawirksamen Einflüsse sind aufgrund der Größe der Flächen lokal begrenzt. 
Die angrenzende Bestandsbebauung und die bestehenden Verkehrswege wirken 
hingegen belastend auf das Plangebiet ein. 
 
Auswirkungen auf Klima und Luft bei Planumsetzung  
 
Für das Schutzgut Klima und Luft sind folgende Veränderungen zu erwarten: 

- Temporäre Belastungen treten während der Bauphase vorwiegend durch Staub 
und Abgasemissionen auf und nehmen Einfluss auf das Plangebiet und die um-
liegenden Bereiche.  

- Belastungen ergeben sich durch die Versiegelung der neu anzulegenden Wege, 
Stellplatz- und Gebäudeflächen, die zu einem Verlust von natürlicher Verduns-
tungsfläche, der Beeinträchtigung der Kaltluftbildung und damit zu einer Erhö-
hung der Rückstrahlwärme im Plangebiet führen. Diese Faktoren tragen zu einer 
lokal sehr begrenzten Erhöhung der Temperatur bei. 

 
15.2.5 Umweltgut Landschaft und Siedlungsbild  
 

Bestandsanalyse Landschaft und Siedlungsbild 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplangebiets liegt im Übergangsbereich der Orts-
randbebauung zu landwirtschaftlichen Offenflächen. Durch die zahlreichen Einzel-
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bäume und Gebüsche entsteht im Ortsrandumfeld im Westen und im Süden zunächst 
der Eindruck einer mäßig gut strukturierten Kulturlandschaft. Die Landschaft im weite-
ren Umfeld ist weit übersehbar und vermittelt den Eindruck einer intensiv genutzten 
Agrarlandschaft. Im Norden und im Osten des Plangebietes bestimmt die bestehende 
Bebauung mit vielen Einfamilienhäusern und Gärten den Charakter des Ortsbildes. 
 
Auswirkungen auf Landschaft und Siedlungsbild bei Planumsetzung 
 
Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes kommt es zu einer Veränderung des 
Ortsbildes. Der bestehende Ortsrand ist durch Wohnbebauung mit Gartenflächen 
geprägt. Die geplante Wohnbebauung sieht Einzelhäuser, Doppelhaushälften und 
Mehrfamilienhäuser vor, die sich mit einer Tiefe von ca. 50 m in die Landschaft hin-
einschieben. Diese entspricht in etwa der momentan bestehenden Randbebauung 
und damit der Arrondierung der Ortsbebauung. Eine landschaftsgerechte Eingrünung 
wird im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
15.2.6 Umweltgut Mensch und seine Gesundheit 
 

Bestandsanalyse Qualitäten und Defizite für den Menschen und seine Gesund-
heit 
 
Erholung 
 
Das Plangebiet trägt als Wandergebiet zur Erholung und Gesundheit des Menschen 
bei.  
 
Lärm 
 
Lärmvorbelastungen für das Plangebiet bestehen bereits durch den Verkehr auf dem 
Rüttersweg, der Eifelstraße, der Schwarzwaldstraße und dem Kuckucksweg.  
 
Kampfmittel 
 
Laut einem Schreiben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes vom 21.02.2018 liegen 
nach einer Luftbildauswertung keine Hinweise über das Vorkommen von Kampfmit-
teln im Plangebiet vor. 
 
 
Auswirkungen Mensch und seine Gesundheit bei Planumsetzung 
 
Erholung 
 
Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes werden die Wiesen-, Brach- und Gar-
tenflächen größtenteils zu Wohnflächen umgewandelt. Das bestehende Erholungs-
potential wird auf Grund der Landschaftsbildveränderung und höheren Frequentie-
rung gesenkt. Die bestehende Wegebeziehung bleibt erhalten. 
 
Lärm 
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Während der Bebauung wird eine vorübergehend stärkere Belastung durch Lärm 
und Staub entstehen, von welcher die unmittelbaren Anwohner am Rüttersweg, der 
Eifelstraße und der Schwarzwaldstraße betroffen sein werden. 
 
15.2.7 Umweltgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
 

Bestandsanalyse Kultur- und sonstige Sachgüter 
 
In der Liste der gem. § 3 DSchG in die Denkmalliste eingetragenen Baudenkmäler 
der Stadt Bornheim ist unter Nr. 36 eine Kapelle im Kuckucksweg (ca. 200 m Entfer-
nung vom Plangebiet) und weiter östlich unter Nr. 176 ein Wegekreuz (ca. 350 m 
Entfernung vom Plangebiet) gelistet. In der Liste der Bodendenkmäler der Stadt 
Bornheim ist unter der Nr. 2 ein Bodendenkmal Am Tümpel (Flur 16 Flurstücke 171, 
172, 173 in ca. 1.800 m Entfernung vom Plangebiet) in Rösberg gelistet. 
 
Nordöstlich entlang des Plangebietes führt der Themenradweg ‚Apfelroute‘. Der 
Rösberger Heiligenhäuschen Wanderweg schließt das Plangebiet mit ein. Dieser 
Rundweg ist insgesamt 6,5 km lang und führt zu neun Heiligenhäuschen und Wege-
kreuzen in und um Rösberg. 
 
Auswirkungen Kultur- und sonstige Sachgüter 
 
Eine Beeinträchtigung von Kultur- und Sachgütern wird nicht ausgelöst. Durch die 
Bebauung wird kein Denkmal oder Wanderweg in seiner Wirkung beeinträchtigt. 
 
15.2.8 Wechselwirkungen 
 

Infolge der Überprägung/Versiegelung von Flächen ergeben sich Wechselwirkungen 
zwischen den Schutzgütern. Mit dem Verlust des natürlichen Bodens ist gleichzeitig 
ein Verlust der vorhandenen Vegetation und der Biotopfunktion im B-Plangebiet (Be-
bauungsplangebiet) verbunden. 
 
15.3 Voraussichtliche Entwicklung bei Nicht-Durchführung der Planung  
(Nullvariante) 
 
Konsequenz einer Fortführung der derzeitigen Nutzung wäre der Erhalt der vorhan-
denen Potentiale. Die vorhandenen Flächen im Plangebiet würden auch weiterhin als 
Grünland und Garten genutzt, bzw. würden weiter verbrachen. Durch eine weitere 
langjährige Nutzung sind in etwa gleiche Auswirkungen wie die des heutigen Ist-
Zustandes der Umwelt bzw. des Bodens zu erwarten. 
 
 

16. Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und Ausgleich nachteiliger 
Auswirkungen 

 
16.1 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

 

Die Eingriffswirkungen treten betriebs-, anlage- und baubedingt auf. Es wird daher 
empfohlen, folgende ergänzende Sicherungs-, Schutz- und Vermeidungsmaßnah-
men zur Reduzierung der Eingriffswirkungen vorzusehen: 
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Schutzgut Flora / Landschaftsbild: 
 
1. Die Flächeninanspruchnahme ist bei den geplanten Baumaßnahmen so gering 

wie möglich zu halten. 
2. Vorhandene und angrenzende Gehölzbestände sind nach DIN 18920 (Stamm-

schutz, Wurzel- und Kronenschutz), ZTV-Baumpflege, RAS-LP 4 (Richtlinie für 
die Anlage von Straßen, Schutz von Bäumen, Vegetationsbeständen und Tieren 
bei Baumaßnahmen) zu schützen. 

3. Beachtung der Auflagen der DIN 18915 (Bodenarbeiten für vegetationstechnische 
Zwecke) hinsichtlich des Bodens als Pflanzenstandort. 

4. Nach dem 1. März 2020 ist das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut (dazu ge-
hören wildlebende Pflanzen, Samen und Früchte) in der freien Landschaft außer-
halb ihrer Vorkommensgebiete – also nicht gebietseigener Herkunft – nach § 40 
Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 BNatSchG nur noch mit Genehmigung möglich. Das Ausbrin-
gen von Herkünften eines bestimmten Vorkommensgebietes in ein anderes führt 
auf der genetischen Ebene zu einer Gefährdung der biologischen Vielfalt. Daher 
ist bei Neupflanzungen von Gehölzen gebietseigenes Pflanzenmaterial mit Nach-
weis gemäß Forstvermehrungsgesetz (FoVG) und gemäß Verordnung über Her-
kunftsgebiete für forstliches Vermehrungsgut (Forstvermehrungsgut-
Herkunftsgebietsverordnung – FoVHgV) zu verwenden. Bei Einsaaten ist ge-
bietseigenes Saatgut aus dem entsprechenden Ursprungsgebiet mit Nachweis zu 
verwenden (z.B. zertifiziertes Regiosaatgut nach RegioZert® oder VWW-
Regiosaaten®; naturraumtreues Saatgut durch Übertragung von Mahdgut/ Mäh-
drusch). Dies gilt nicht für die Hausgärten, die innerhalb des Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes Rb01 (Innenbereich) liegen. 

5. Die Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung artenschutzrelevanter Beein-
trächtigungen aus der Artenschutzprüfung sind zu beachten. Diese sind in Ab-
schnitt 5.2. aufgeführt. 
 

Schutzgut Boden / Wasser / Fläche: 
 
6. Beachtung der Hinweise und Auflagen des Baugrundgutachtens, der Deklarati-

onsuntersuchung sowie des Hydrologischen Gutachtens zum Bauvorhaben „Be-
bauungsplangebiet Rb 01“ des GEOTECHNISCHEN BÜROS DR. LEISCHNER GMBH 
(2019). 

7. Bei den Baumaßnahmen sind die Bestimmungen des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) und der Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-
verordnung (BBodSchV) sowie des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG 
NW) zu beachten. 

8. Ausbau, Zwischenlagerung und Wiedereinbau von Boden hat gemäß DIN 18915 
(Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten) und DIN 19731 (Bo-
denbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial) zu erfolgen.  

9. Aushubmassen (verdrängter Boden incl. Schutzmantel) sind, soweit sie nicht zur 
Geländemodellierung im Plangebiet selbst eingesetzt werden können, wiederzu-
verwerten oder auf eine kontrollierte Erddeponie zu verbringen. Nach Maßgabe 
der einschlägigen abfallrechtlichen Vorschriften ist abzufahrender Boden nach-
weispflichtig. 
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10. Zuvor entnommener Boden ist getrennt nach Oberboden und Unterboden (nur 
unbelasteter Boden) abspülsicher und auf befestigtem Untergrund (z. B. mit Ge-
otextil, Baggermatratzen) zwischenzulagern. Die Zwischenlagerung ist außerhalb 
von Feucht- und Gehölzflächen vorzusehen. Sie sollte möglichst auf versiegelten 
Flächen vorgenommen werden. 

11. Das notwendige Einbringen von nicht autochthonem Bodenmaterial (inkl. Sand) 
ist so gering wie möglich zu halten. 

12. Die Geländemodellierung ist nur mit unbelasteten Böden vorzunehmen. Es ist 
möglichst der zuvor seitlich gelagerte, autochthone Boden zu verwenden und 
schichtengerecht wieder einzubauen, sofern er unbelastet ist und den bautechni-
schen Anforderungen entspricht. Ein verzahnter Einbau mit den Unterböden ist 
vorzusehen, um Gleitlager und Grundbruch zu vermeiden. Die Bearbeitungswei-
sen sind darauf abzustellen.  

13. Baumaterialien sind zur Verhinderung großflächiger Einträge von Schadstoffen 
auf befestigtem Untergrund (Lagerplatte oder mit Geotextil abgedeckte Fläche) 
bzw. auf bereits versiegelten Flächen zu lagern. 

14. Festschreibung des sorgsamen Umganges mit wassergefährdenden Stoffen in 
der Ausschreibung (Schmier-, Treibstoffe, Reinigungsmittel, Farben, Lösungsmit-
tel, Dichtungsmaterialien etc.) und besondere Vorsichtsmaßnahmen anordnen. 
Das Lagern von wassergefährdenden Stoffen im Bereich der Baustellen ist unzu-
lässig. 

15. Eine Betankung der eingesetzten Baufahrzeuge ist nur auf speziell dafür geneh-
migten, befestigten Flächen mit den notwendigen Entwässerungseinrichtungen 
zulässig. 

16. Baumaschinen, Fahrzeuge, Behälter usw. dürfen keine Hydrauliköl-, Schmiermit-
tel und Treibstoffverluste aufweisen.  

17. Es dürfen nur Maschinen und Fahrzeuge zum Einsatz kommen, die mit biologisch 
abbaubarem Hydrauliköl betrieben werden. 

18. Bei anhaltenden Niederschlägen sind die Baumaßnahmen einzustellen. 
 

 
Schutzgut Mensch: 
 
19. Einsatz von lärmgedämpften Baumaschinen und Geräten. 

20. Das Verbrennen von überflüssigen Baumaterialien und Rückständen ist gegen 
Strafandrohung untersagt. 

21. Tagesbaustellen, d. h. Arbeitszeiten von 7- 19 Uhr, von Montag bis Freitag. 

22. Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB ist den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch sol-
che, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung zu tragen. Bei 
der Aufstellung des Bebauungsplanes ist die Energieeffizienz möglicher Bau-
maßnahmen zu berücksichtigen und der Einsatz erneuerbarer Energien zur de-
zentralen Erzeugung von Wärme und Strom im Baugebiet zu prüfen.  

Die aufgeführten Maßnahmen sind als Empfehlungen für die Umsetzung der Bau-
maßnahmen mit aufzunehmen. 
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16.2 Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung artenschutzrelevanter Be-

einträchtigungen 
 

Folgende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen (V) sind gemäß dem Arten-
schutzgutachten (RIETMANN 2020) im Rahmen der Planumsetzung durchzuführen, 
um das Auslösen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 (1) BNatschG zu verhindern, 
bzw. Beeinträchtigungen zu verringern: 
 
ASP V1 Gehölzrodungen und –rückschnitte sowie Schilfrückschnitte zwischen 

Oktober und Februar; im südöstlichen Plangebiet vor der (zu erhaltenden) 
Umgrenzungshecke nur oberirdische Fällung der Sträucher und Sukzessi-
onsgehölze sowie oberirdischer Rückschnitt der Schilfbestände ohne Wur-
zelrodung 

 
Die Rodungen der Obstbäume und Gehölzrückschnitte der Baumhecken sind in 
der Zeit vom 1.10. bis 28.2. durchzuführen. Im südöstlichen Plangebiet angren-
zend an die Umgrenzungshecke sind im Bereich des verlandeten Gartenteichs 
die Sträucher, Sukzessionsgehölze und Schilfbestände nur oberirdisch ohne 
Wurzelrodung motormanuell zu fällen und vollständig von der Fläche zu beräu-
men. Durch die Beräumung des Schnittguts wird eine etwaige Vogelbrut in dem 
Schnittgut verhindert. Die südöstliche Umgrenzungshecke ist zu erhalten. 
 
Ziel: Brut- und Niststättenschutz für die Vogelfauna, Schutz von Fröschen in 
Überwinterungsquartieren. 

 
ASP V2 im südöstlichen Bereich Wurzelstockrodungen der Gehölze und 

Schilfbestände erst ab Mai/ Juni; Aufstellung eines Amphibienzauns an der 
östlichen und südöstlichen Planbereichsgrenze zu den angrenzenden Gär-
ten  

 
Die nur oberflächlich abgeschnittenen Sträucher, Sukzessionsgehölze und 
Schilfbestände im südöstlichen Plangebiet sind ab Mitte Mai / Juni mit Wurzel-
stöcken vollständig zu beräumen. Der Amphibienzaun ist am Rande des Plange-
biets angrenzend zu Gärten mit Gartenteichen fachgerecht aufzustellen. Hierbei 
sind einseitige Überkletterungshilfen in Form eines einseitigen Erdwalls auf der 
Seite des Plangebiets einzubauen. 
 
Ziel: Schutz der Grünfrösche in potentiellen Winterquartieren (im Wurzelstockbe-
reich, Kleintierlöchern o.ä.). Bis Mitte Mai / Anfang Juni haben diese ihre Winter-
quartiere im Boden verlassen und zu den Gartenteichen als Laichgewässer ab-
gewandert. 
 

ASP V3 Erhalt der südöstlichen Umgrenzungshecke (in Verlängerung des Ku-
ckuckweges) und bauzeitlicher Schutz dieser Hecke  

 
Schutz der Baumhecke mit Bäumen nach DIN 18920. 
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Ziel: Schutz der Gehölze als Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Vögeln und 
als Jagdhabitat für Steinkauz (vor allem von Kleinvögeln im Winter) und Fleder-
mäusen, Erhalt als Leitlinie für Fledermäuse. 
 

ASP V4 Kontrolle der Baumhöhlen in den Obstbäumen an der westlichen Um-
grenzungshecke vor der Fällung auf Besatz durch Fledermäuse 

 
Die Kontrolle ist durch eine faunistische Fachperson mit Fledermauskenntnissen 
durchzuführen. Im Falle eines Besatzes ist der Ausflug abzuwarten; Nach der 
Kontrolle können alternativ die Baumhöhlen mit Lappen o.ä. verschlossen wer-
den, falls der Zeitpunkt der Fällung noch nicht feststeht. Vorher ist die Maßnah-
me CEF A4 (Bereitstellung von Ersatzquartieren) umzusetzen. 
 

ASP V5 Begrenzung bau- und betriebsbedingter Lichtemissionen im öffentli-
chen Raum 

 
Um Auswirkungen von Beleuchtungsanlagen auf Insekten und somit indirekt 
auch auf Fledermäuse und andere Arten zu vermindern, wird die Aufnahme fol-
gender Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
 
Alle während der Baumaßnahmen und dem Betrieb im öffentlichen Raum (v.a. 
an den geplanten Erschließungsstraße) zum Einsatz kommenden Beleuchtungs-
anlagen sollen folgende Kriterien erfüllen: 

- Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel mit einer Lichtfarbe (Farbtempe-
ratur) von max. 3000 K 

- Abstrahlung des Leuchtkegels von oben nach unten 

- punktgenaue Ausleuchtung der auszuleuchtenden Fläche ohne diffuse Be-
leuchtung angrenzender Flächen 

- keine Ausleuchtung der westlich angrenzenden Baumhecke oder anderer Ve-
getationsbestände  

Es sollte außerdem der Hinweis aufgenommen werden, dass für die Themen 
Vermeidung von Vogelschlag an Gebäuden (s.u. optionale Maßnahmen) sowie 
insektenfreundliches Bauen die Untere Naturschutzbehörde auf die Broschüre 
„Vogelfreundliches Bauen mit Licht und Glas“ von der schweizerischen Vogel-
warte Sempach empfiehlt. Die Broschüre kann unter folgendem Link herunterge-
laden werden: 

https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren/voegel_glas_licht_2012.pdf 

Ziel: Um Störungen nachtaktiver Insekten, brütender, ruhender oder schlafender 
Tierarten, und jagender Fledermausarten zu vermeiden bzw. zu minimieren, ist 
eine potentielle Ausleuchtung möglichst gering zu halten. 
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16.3 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 
 

CEF-Maßnahmen (continuous ecological function; vergleiche § 44 Absatz 5 Bundes-
Naturschutzgesetz (BNatSchG)) sind Maßnahmen zum Erhalt der ökologischen 
Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bei vorhabenbezogenen Konflikten. 
Sie sollen dazu beitragen, dass Verbotstatbestände gemäß §§ 44 (1) BNatSchG 
nicht eintreten und entsprechend keine Ausnahme nach § 45 Absatz 7 BNatSchG 
erforderlich ist. Folgende Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (A-CEF) sind gemäß 
dem Artenschutzgutachten (RIETMANN 2020) im Rahmen der Planumsetzung durch-
zuführen: 
 
CEF A1: Anlage einer Baumhecke am westlichen Rand des B-Plangebietes vor 

Rodung der vorhandenen westlichen Baumhecke im B-Plangebiet 
 

Anpflanzung von Gehölzen mit regionalem Herkunftsnachweis. Verwendung von 
mehrfach verpflanzten/ mehrjährigen Heistern (150/175/200 cm Höhe), mehrjäh-
rigen Sträuchern (2-fach verpflanzt, 100/150 cm Höhe, auch Dornensträucher) 
und Bäumen (Solitäre, 150/175 cm Höhe, Drahtballierung), damit die Baumhecke 
schnell als Ersatzbruthabitat für Bluthänfling u.a. Arten zur Verfügung steht.  
 
Ziel: Ersatzpflanzung von Gehölzen als Fortpflanzungs- und Ruhestätten von 
Vögeln und als Jagdhabitat für Steinkauz (vor allem von Kleinvögeln im Winter) 
und Fledermäusen, Ersatz der Leitlinie/des Zugkorridors für Fledermäuse. 

 
CEF A2: Anlage eines 3 m breiten blütenreichen Saumes an der neu anzule-

genden Baumhecke vor Rodung der vorhandenen Baumhecke im westli-
chen B-Plan-Gebiet 

 
Anlage des 3 m breiten Saumes aus Gräsern, Kräutern und Hochstauden (unter 
Verwendung von Regiosaatgut) einseitig auf der westlichen Seite der neu anzu-
legenden Baumhecke.  
 
Ziel: Bereitstellung von Brutplatznahen Nahrungshabitaten für den Bluthänfling. 

 
CEF A3: Anlage einer baumbestandenen Grünlandfläche im Umfang von mind. 

0,5 ha im Umfeld vor der Inanspruchnahme der Mähwiese 
 
Für die Anlage der Grünlandfläche ist nach aktuellem Planstand 09.01.2020 eine 
Teilfläche der bisherigen Ackerfläche vorgesehen, die unmittelbar westlich an die 
geplante Wohnbaufläche angrenzt. Diese steht räumlich in engem Verbund zu 
der nordwestlich gelegenen Streuobstwiese mit nachgewiesenen Steinkauzvor-
kommen und –röhren. Verwendung von Saatgut- und Pflanzgut mit regionalem 
Herkunftsnachweis. Im Rahmen der Nutzung ist die Grünfläche kurzrasig zu hal-
ten. Dabei ist die Beweidung zu favorisieren. Im Falle einer Mahd Installation ei-
ner Mosaik-Mahd ab Anfang Mai (Bei Beweidung Sicherung der Tränken gegen 
Ertrinken junger Steinkauze u.a. Vogelarten). Gegebenenfalls zusätzlich Aufstel-
lung von Ansitzwarten (Sitzstangen), wenn angrenzend keine Gehölze als An-
sitzwarte für den Steinkauz vorhanden sind. 
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Ziel: Ersatz-Nahrungshabitat für das Steinkauz-Revierpaar  
 
CEF A4: Aufhängung von Fledermaus-Höhlenkästen  
 

Aufhängung von 5 Fledermaus-Höhlenkästen (beispielweise Fledermaushöhle 
2F oder 1FD mit 3-facher Vorderwand der Fa. Schwegler oder gleichwertig) im 
Plangebiet oder Umfeld. Der genaue Ort und die Aufhängungsart ist noch abzu-
stimmen: beispielsweise an Trägerkonstruktionen, Pfähle oder ähnliches am 
Rand des Plangebietes im Bereich der neu anzulegenden Grünlandfläche (s.o. 
CEF-A3), der vorhandenen oder neu zu pflanzenden Umgrenzungshecken oder 
an Bäume/ Obstbäume im Umfeld. Hierbei ist eine entsprechende Vereinbarung 
mit Eigentümern und Nutzern (inkl. grundbuchrechtliche Eintragung als dingliche 
Sicherung, ähnlich einer Baulast) zu treffen. Die Kästen sind in ruhige, nicht an-
gestrahlte Bereiche mit freien Einflugmöglichkeiten in mindestens zwei Meter 
Höhe möglichst in Süd- oder Ost-Exposition aufzuhängen. 
 
Ziel: Sicherung des langfristigen Erhalts von Höhlenquartieren. Obwohl kein 
Nachweis von genutzten Höhlenquartieren oder Rindenspalten im Plangebiet ist 
eine sporadische Nutzung der Baumhöhlen in den Streuobstbäumen nicht aus-
zuschließen. 
 

CEF A5: Aufhängung von 2 Steinkauzniströhren als Ruhestätten 
 

Aufhängung von 2 künstlichen Steinkauzniströhren in oder angrenzend an ge-
eigneten Streuobstbereichen in der Umgebung. Der genaue Ort und die Aufhän-
gungsart sind noch abzustimmen, beispielsweise an Trägerkonstruktionen, Pfäh-
len oder ähnlichem am Rand des Plangebietes im Bereich der neu anzulegenden 
Grünlandfläche (s.o. CEF-A3, welche an die nordwestliche Streuobstwiese an-
grenzt), im Bereich der vorhandenen oder neu zu pflanzenden Umgrenzungshe-
cken oder an Bäumen/ Obstbäumen im Umfeld. 
 
Ziel: Ersatz für die potentiell als Ruhestätten geeigneten Baumhöhlen in den 
Streuobstbäumen im Plangebiet sowie vorbeugend zur Verringerung der Konkur-
renz um Baumhöhlen mit Staren. 
 

16.4 Maßnahmen zur Energieeffizienz, Nutzung erneuerbarer Energie  
 

Das Planungsgebiet liegt auf einer Ebene, verschattende Objekte sind in unmittelba-
rer Nähe nicht vorhanden. Daher erscheinen Maßnahmen zur Energieeffizienz oder 
Förderung erneuerbaren Energien wie die Verwendung von Photovoltaikanlagen und 
Sonnenkollektoren auf den Dächern der Wohngebäude sinnvoll und empfehlenswert. 
 
16.5 Kompensationsmaßnahmen  

 

Die unvermeidbaren Eingriffe in den Naturhaushalt durch die Baumaßnahmen sind 
gemäß BNatSchG in Verbindung mit §1a (3) BauGB durch Kompensations-
maßnahmen auszugleichen. Diese sind so zu wählen, dass nach ihrer Beendigung 
keine erheblichen und nachhaltigen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
zurückbleiben und das Landschaftsbild wieder hergestellt oder neu gestaltet ist. 
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16.5.1 Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des B-Plangebiets 
 

Innerhalb des B-Plangebiets werden folgende Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt 
(vgl. Maßnahmenplan):  
 

 7.2: Anlage einer Baumhecke 

 2.4: Anlage eines Saumes 

 3.8: Anlage einer baumbestandenen Grünlandfläche 

 7.4.a: Einzelbaumpflanzungen (10 Stk. Bäume im öffentlichen Straßenraum) 

 7.4.b: Anlage von Strauchbeeten (3 Stk.) 
 
Zu 7.2: Anlage einer Baumhecke: 
Als Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des B-Plangebiets ist die Anlage einer Baum-
hecke am westlichen Rand des B-Plangebiets vorgesehen (vgl. CEF A1). Diese 
Baumhecke soll als Ausgleichspflanzung von Gehölzen als Ruhe- und Fortpflan-
zungsstätten von Vögeln und als Jagdhabitat für Steinkauz und Fledermäuse dienen.  
Die Bepflanzung wird auf ca. 7 m Breite mit standorttypischen Gehölzen vorgesehen. 
Dabei werden mehrfach verpflanzte/mehrjährige Heister (175/200 cm Höhe) und 
mehrjährige Sträucher (2-fach bis 3-fach verpflanzt, 100/150 cm Höhe, auch Dor-
nensträucher) verwendet. Für den Aufbau der Gehölzstrukturen ist pro 1,5-2 m² eine 
Pflanze zu setzen. Die Pflanzen werden nach der folgenden Pflanzliste der Stadt 
Bornheim ausgewählt: 

 
Pflanzliste der Stadt Bornheim 

Die mit * versehenen Bäume dürfen nicht oder nur mit geeigneten Schutz-
maßnahmen in der Nähe von Leitungen gepflanzt werden. Die GALK-
Straßenbaumliste ist bei der Auswahl der Straßenbäume zu berücksichtigen! 
 
I a. Bäume 1. Ordnung 
Acer platanoides (Spitzahorn) * 
Acer pseudoplatanus (Bergahorn) * 
Alnus glutinosa (Roterle) * 
Castanea sativa (Edelkastanie, Esskastanie) – alteingebürgerte Kulturart 
Fagus sylvatica (Rotbuche)  
Fraxinus excelsior (Esche)  
Juglans regia (Walnuss) 
Populus alba (Silberpappel) * 
Populus nigra (Schwarzpappel) * 
Prunus avium (Vogelkirsche)  
Pyrus communis (Kulturbirne) 
Quercus petraea (Traubeneiche)  
Quercus robur (Stieleiche) * 
Salix alba (Silberweide) * 
Tilia cordata (Winterlinde) * 
Ulmus laevis (Flatterulme) 

 
I b. Bäume 2. Ordnung 
Acer campestre (Feldahorn) * 
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Betula pendula (Sandbirke) * 
Betula pubescens (Moorbirke)  
Carpinus betulus (Hainbuche)  
Malus communis = sylvestris (Wild- oder Holzapfel)  
Populus tremula (Espe) * 
Prunus padus (Traubenkirsche)  
Salix caprea (Salweide)  
Sorbus aria (Mehlbeere)  
Sorbus aucuparia (Eberesche)  
Sorbus domestica (Speierling) – alteingebürgerte Kulturart 
Ulmus carpinifolia = minor (Feldulme)  

 
II. Sträucher 
Amelanchier ovalis (Felsenbirne)  
Berberis vulgaris (Gewöhnliche Berberitze) 
Cornus mas (Kornelkirsche)  
Cornus sanguinea (Bluthartriegel)  
Corylus avellana (Haselnuß)  
Crataegus monogyna (Eingriffeliger Weißdorn)  
Crataegus laevigata (Zweigriffeliger Weißdorn)  
Cytisus scoparius (Besenginster)  
Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)  
Genista germanica (Deutscher Ginster) 
Genista tinctoria (Färberginster) 
Hippophae rhamnoides (Sanddorn) 
Ilex aquifolium (Stechpalme)  
Ligustrum vulgare (Liguster) 
Lonicera xylosteum (Heckenkirsche) 
Prunus mahaleb (Steinweichsel)  
Prunus spinosa (Schlehe)  
Taxus baccata (Eibe)  
Rhamnus catharticus (Kreuzdorn) 
Rhamnus frangula (Faulbaum)  
Ribes rubrum (Rote Johannisbeere) 
Ribes nigrum (Schwarze Johannisbeere)  
Rosa arvensis (Feldrose) 
Rosa canina (Heckenrose)  
Rosa rubiginosa (Schottische Zaunrose) 
Rosa rugosa (Apfelrose) 
Rubus idaeus (Himbeere) 
Salix aurita (Ohrweide) 
Salix cinerea (Aschweide) 
Salix fragilis (Bruchweide) 
Salix purpurea (Purpurweide) 
Salix triandra (Mandelweide)  
Salix viminalis (Korbweide)  
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)  
Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)  
Viburnum opulus (Gemeiner Schneeball)  
 



Bebauungsplan Rb 01. Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 

 
 

  Seite 51 von 66 

Alle im Rheinland heimischen alten hochstämmigen Obstsorten (Listen bei der 
unteren Landschaftsbehörde (Rhein-Sieg-Kreis), dem Landschaftsverband 
Rheinland und der Stadt Bornheim) 

 
Rank- und Kletterpflanzen 
Hedera helix (gemeiner Efeu) 
Lonicera periclymenum (Geißblatt) 
Clematis vitalba (gemeine Waldrebe)  
Vitis vinifera (echter Wein) 

 
Pflege: 

 Die Pflege hat den dauerhaften Bestand zu sichern und die Brutzeiten der Vögel 
zu berücksichtigen. 

 Pflanzscheiben in den ersten drei Jahren von Bewuchs freihalten. 

 Bestände in Abständen von 10-15 Jahren abschnittsweise auf den Stock setzen, 
um ein Durchwachsen zu verhindern. 

 Schnittgut entfernen und/oder geschreddert in den Bestand einbringen. 
 
Zu 2.4: Anlage eines Saumes: 

Zusätzlich soll auf der westlichen Seite der zuvor beschriebenen Baumhecke, ein 3 
m breiter blütenreicher Saum aus Gräsern, Kräutern und Hochstauden, mit dem vor-
rangigen Ziel, brutplatznahe Nahrungshabitate für den Bluthänfling bereitzustellen, 
angelegt werden (vgl. CEF A2).  

Der Saum ist mit einer zertifizierten, gebietseigenen Saatgutmischung, zum Beispiel 
Feldrain und Saum, 1 g/m², Ursprungsgebiet 2: Westdeutsches Tiefland mit unterem 
Weserbergland oder vergleichbar anzusäen. Die Einsaat hat im Herbst zu erfolgen 
und ist fachgerecht einzubringen sowie anzuwalzen. Nach den ersten 6-8 Wochen 
kann bei Auflaufen unerwünschten Samenpotenzials, ein zusätzlicher Pflegeschnitt 
(Schröpfschnitt) erfolgen.  

Pflege: 
Für den Saum ist eine jährliche Mahd im Februar/März vorzusehen, sodass der Auf-
wuchs über den Winter stehen gelassen wird. Das Mähgut ist abzutransportieren. 
 
 
 
Zu 3.8: Anlage einer baumbestandenen Grünlandfläche 

Angrenzend an die neu angelegte Baumhecke und den Saum verfügt die Haus-
partner GmbH über zwei Grundstücke. Sie liegen in der Gemarkung Rösberg, Flur 
15, Flurstück 96 (Größe ca. 2.200 m²) sowie eine Teilfläche aus dem Flurstück 91 
(ca. 2.900 m²). Auf der insgesamt ca. 5.100 m² großen Ackerfläche innerhalb des 
Geltungsbereiches soll eine extensiv genutzte Grünlandfläche mit einem Baumbe-
stand von 10 Obstbäumen angelegt werden, die als Ersatz-Nahrungshabitat für das 
Steinkauz-Revierpaar dienen soll (vgl. CEF A3).  

Aufgrund des hohen Nährstoffgehaltes im Boden ist der Grünlandeinsaat eine einjäh-
rige Zwischenkultur (stark zehrende Feldfrucht: Waldstaudenroggen oder Rauhhafer) 
vorzuschalten, um den Ackerschlag auszuhagern. Vor dem Einbringen der eigentli-
chen Einsaatmischung ist der Oberboden durch eine entsprechende Bodenbearbei-
tung zu lockern. Die Einsaat der Ackerfläche zur Entwicklung einer artenreichen Flä-



Bebauungsplan Rb 01. Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 

 
 

  Seite 52 von 66 

che hat mit einer RSM-Regiosaatgutmischung (Grundmischung gemäß FLL-
Regelwerk „Empfehlung für Begrünungen mit gebietseigenem Saatgut“, 5 g/m²) aus 
dem Ursprungsgebiet 2: Westdeutsches Tiefland mit unterem Weserbergland zu er-
folgen. Die Einsaat hat im Herbst zu erfolgen und ist fachgerecht einzubringen sowie 
anzuwalzen. Nach den ersten 6-8 Wochen kann bei Auflaufen unerwünschten Sa-
menpotenzials, ein zusätzlicher Pflegeschnitt (Schröpfschnitt) erfolgen. 
  
Die 10 Obstbäume sind truppweise gemäß der Darstellung im Maßnahmenplan mit 
einem Abstand von ca. 10 m zueinander zu pflanzen. Es werden 4 Apfelbäume, 2 
Birnenbäume, 2 Kirschbäume und 2 Zwetschgenbäume gepflanzt. Durch Gruppen- 
und Einzelpflanzungen wird ein starres Pflanzbild und damit Landschaftsbild vermie-
den.  
 
Die Artenauswahl richtet sich dabei nach der nachgenannten Liste: 
 
Äpfel: Rote Sternrenette, Rheinischer Krummstiel, Rheinischer Winterrambour, Rhei-
nischer Bohnapfel, Rheinische Schafsnase, Goldparmäne, Schöner von Boskop, Ja-
kob Lebel, Kaiser Wilhelm, Geheimrat Dr. Oldenburg, rote Bellefleur  
 
Birnen: Alexander Lukas, Köstliche von Charneau, Gute Graue, Petersbirne, Gute 
Luise 
 
Kirschen: Große Schwarze Knorpelkirsche, Hedelfinger Riesenkirsche, Schneiders 
Späte Knorpelkirsche, Schattenmorelle  
 
Zwetschgen: Hauszwetschge, Frühzwetschge, Ersinger Frühzwetschge, Wangen-
heim Frühzwetschge, große grüne Reneclaude 
 
Die Pflanzgröße ist mit STU 14-16 cm zu gewährleisten. Um Fraßschäden an Krone 
und Stamm zu unterbinden, sind entsprechende Stammschutzmaßnahmen anzu-
bringen. Des Weiteren ist eine Anbindung zur Gewährung einer ausreichenden 
Standsicherheit vorzunehmen, z. B. mit Hilfe einer Dreibockanlage. Sämtliche Bäu-
me bedürfen nach der fachgerechten Pflanzung folgender Pflege: 
 
 jährlicher Erziehungsschnitt zum Aufbau eines tragfähigen Kronengerüstes incl. 

Binden und Spreitzen, 

 regelmäßige Kontrolle der Baumanbindungen für die ersten 3 Jahre nach der 
Pflanzung, 

 Baumscheibe in den ersten 3 Jahren freihalten, 

 Wundschlussbehandlung, 

 Entfernung des Schnittgutes, 

 Kontrolle der Bäume auf Krankheits- und Schädlingsbefall, Abhilfe nur durch bio-
logische und biotechnische Maßnahmen, 

 Pflege- und Erhaltungsschnitte für die vorhandenen Obstgehölze. 
 
Durch die Pflege wird das Gedeihen der Gehölze über einen langen Zeitraum ge-
währleistet. Eine extensive Grünlandpflege verhindert eine von den umgebenden 
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Gehölzstrukturen ausgehende mögliche Verbuschung der Fläche. Zur Pflege der 
Flächen ist eine Beweidung zu favorisieren. Im Falle einer Mahd ist diese jährlich ab 
Anfang Mai als Mosaik-Mahd durchzuführen. Das Mahdgut ist abzuräumen. Bei zu 
starkem Aufwuchs ist ab dem 2. Jahr auch eine zwei- bis dreimalige Mahd pro Jahr 
möglich. 
 
Zu 7.4.a: Einzelbaumpflanzungen (10 Stk. Bäume im öffentlichen Straßenraum) 

Die im Bebauungsplan mit 7.4.a bezeichneten Flächen in den Planstraßen A und B 
sind durch ein Straßenbegleitgrün bestehend aus Baumpflanzungen zu begrünen. 
Dazu sind Hochstämme (schmalkronige Laubbäume) gemäß der Pflanzliste der 
Stadt Bornheim zu pflanzen (vgl. 5.5.1 Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des B-
Plangebiets, zu 7.2: Anlage einer Baumhecke). Das Baumbeet unter den Bäumen ist 
mit einer Raseneinsaat zu versehen. 

Die Bäume sind aus Gründen der Standsicherheit mit einer Dreibockanlage zu ver-
sehen. Die Baumbindung ist in regelmäßigen Abständen zu überprüfen. Die Baum-
bindung ist spätestens ab dem 5. Standjahr zurückzubauen. Pflanzausfälle sind art- 
und funktionsgerecht zu ersetzen.  
 
Zu 7.4.b: Anlage von Strauchbeeten (3 Stk.) 

Die im Bebauungsplan mit 7.4.b bezeichneten Flächen (3 x 6m²) im Rüttersweg sind 
durch Strauchpflanzungen zu begrünen. Diese Beete sind mit Sträuchern in ge-
mischten Trupps gemäß der Pflanzliste der Stadt Bornheim zu bepflanzen (vgl. 5.5.1 
Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des B-Plangebiets, zu 7.2: Anlage einer Baumhe-
cke). Die Zwischenflächen sind mit einer Raseneinsaat zu versehen. 
 
16.5.2 Ersatzmaßnahmen außerhalb des B-Plangebiets  
 

Für den Kompensationsbedarf durch den Eingriff in Natur und Landschaft ist zusätz-
lich eine Umwandlung von 3.092 m² Ackerfläche in artenreiche Mähwiesen (3.5) auf 
einer im Umfeld befindlichen Fläche des Plangebietes in Bornheim-Rösberg vorge-
sehen. Diese Fläche befindet sich in der Gemarkung Kardorf-Hemmerich, Flur 1, 
Flurstück 185. Von diesem Flurstück sind 3.092 m² aus der ackerbaulichen Nutzung 
zu nehmen und durch eine Einsaat zu begrünen. Aufgrund des hohen Nährstoffgeh-
altes im Boden ist der Grünlandeinsaat eine einjährige Zwischenkultur (stark zehren-
de Feldfrucht: Waldstaudenroggen oder Rauhhafer) vorzuschalten, um den Acker-
schlag auszuhagern. Vor dem Einbringen der eigentlichen Einsaatmischung ist der 
Oberboden durch eine entsprechende Bodenbearbeitung zu lockern. Die Einsaat der 
Ackerfläche zur Entwicklung einer artenreichen Fläche hat mit einer RSM-
Regiosaatgutmischung (Grundmischung gemäß FLL-Regelwerk „Empfehlung für Be-
grünungen mit gebietseigenem Saatgut“, 5 g/m²) aus dem Ursprungsgebiet 2: West-
deutsches Tiefland mit unterem Weserbergland zu erfolgen.  
 
Die Einsaat hat im Herbst zu erfolgen und ist fachgerecht einzubringen sowie anzu-
walzen. Nach den ersten 6-8 Wochen kann bei Auflaufen unerwünschten Samenpo-
tenzials, ein zusätzlicher Pflegeschnitt (Schröpfschnitt) erfolgen.  
 
Dauerpflege: 
 In den ersten 5 Jahren ist eine dreimalige Mahd zur Aushagerung des Standortes 

vorzusehen. Der 1. Schnitt hat Mitte Mai zu erfolgen, wobei je nach Witterungsver-
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lauf eine Verschiebung um bis zu einer Woche eingeräumt werden kann. Ein 2. 
Schnitt ist in einem Abstand von mind. 8 Wochen durchzuführen. Eine 3. Mahd er-
folgt im Oktober. Das Schnittgut ist aufzunehmen und einer Verwertung zuzufüh-
ren. Im 1. Jahr nach Ansaat sind, bei unerwünschtem Samenpotenzial im Boden, 
2-3 zusätzliche Pflegeschnitte auf 5-6 cm Höhe bzw. Mähen und Abräumen des 
Schnittguts notwendig. 

 Die dauerhafte Pflege sieht eine zweimalige Mahd pro Jahr vor. Der 1. Schnitt hat 
Mitte Mai (+- 1 Woche, s.o.) zu erfolgen. Ein 2. Schnitt hat Anfang bis Mitte August 
zu erfolgen. Mit zunehmender Ausmagerung ist die Zeitspanne zwischen den 
Schnitten auszudehnen, von anfangs 10 Wochen auf ggf. 12 Wochen. Das 
Schnittgut ist aufzunehmen und einer Verwertung zuzuführen. 

 Die Mahd hat, zum Schutz der Insekten, mit einem Balkenmäher (Traktor mit Bal-
kenmäher) zu erfolgen. Das Mähgut ist abzutransportieren und nach Möglichkeit in 
einem landwirtschaftlichen Betrieb weiter zu verwerten. Vor den jeweiligen Mähar-
beiten sind Wildtiere unbedingt aufzujagen und mögliche Vogelbrutstätten von den 
Pflegearbeiten auszunehmen. Die Mahd sollte von Innen nach Außen erfolgen.  

 Die Pflege der Fläche ist den Witterungsbedingungen anzupassen. Dies ist mit der 
Bewilligungsbehörde abzustimmen.  

 

Des Weiteren sind folgende Auflagen einzuhalten:  

 Verzicht auf jegliche Düngung, chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittel, 
Nachsaat und Pflegeumbruch. Zur Vorbeugung der Artenverarmung kann in Ab-
sprache mit der Bewilligungsbehörde eine P-K Düngung zugelassen werden.  

 Das Mähgut ist von der Fläche abzutransportieren und kann als artenreiches Heu 
verwendet werden. 

 
 

17. Plankonforme Alternativen 
 

Im Zuge der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 2011 wurden verschiedene 
potentielle Wohnbauflächen untersucht und bewertet. Aufgrund dieser Bewertung 
wurde ein Teil dieser Flächen als Wohnbauflächen in den Flächennutzungsplan auf-
genommen. Hierzu zählt auch den größten Teil dieses Bebauungsplanes. 
 
Die Eigentümer der meisten Grundstücksflächen, auf denen in dem Bebauungsplan 
Rb 01 Wohnbauflächen vorgesehen sind, sind an den Investor herangetreten mit 
dem Wunsch, die Grundstücke einer Wohnbebauung zuzuführen. Daher besteht in 
diesem Projektfall nicht die Option auf einen Alternativstandort auszuweichen.  
 
 

18. Eingriffs-, Ausgleichsbilanzierung 

18.1 Wertepunktermittlung Biotoptypen Ist Zustand 

Tab. 1: Wertepunktermittlung Biotoptypen, Ist Zustand 

Code Biotoptyp 
Grundwert 

A 

1.1 Versiegelte Fläche (Gebäude, Straßen, Wege) 0 

1.4 Feldwege unversiegelt mit Vegetationsentwicklung 3 

2.4 Wegraine, Säume ohne Gehölze 4 
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3.1 Acker, intensiv, Wildkrautarten weitgehend fehlend 2 

3.4 Intensivwiese, artenarm 3 

4.3 Zier- und Nutzgarten ohne Gehölze oder mit <50% heimischen Gehölzen 2 

5.1 Grünlandbrachen, Gehölzanteil <50% 4 

7.2 
Hecke, Gehölzstreifen, Gebüsch mit lebensraumtypischen Gehölzanteilen 
>50% 

5 

7.4 Einzelbäume, lebensraumtypisch 5 
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Abb. 4: Karte zur Biotopwertermittlung Ist Zustand, unmaßstäblich 
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18.2 Biotopwertermittlung Ist Zustand 

Tab. 2: Biotopwertermittlung, Ist Zustand 

Biotoptyp  
 Biotopty-
pen-Code  

 Biotopwert  
Fläche 

(m²) 
Produkt 

BW 

      [1]  [2] [1] x [2]  

Versiegelte Fläche (Gebäude, Straßen, Wege) 1.1 0 1.503 0 

Feldwege unversiegelt mit Vegetationsent-
wicklung 

1.4 3 640 1.920 

Wegraine, Säume ohne Gehölze 2.4 4 446 1.784 

Acker, intensiv, Wildkrautarten weitgehend 
fehlend 

3.1 2 9.512 19.024 

Intensivwiese, artenarm 3.4 3 4.607 13.821 

Zier- und Nutzgarten ohne Gehölze oder mit 
<50% heimischen Gehölzen 

4.3 2 1.390 2.780 

Grünlandbrachen, Gehölzanteil <50% 5.1 4 7.961 31.844 

Hecke, Gehölzstreifen, Gebüsch mit lebens-
raumtypischen Gehölzanteilen >50% 

7.2 5 1.078 5.390 

Einzelbäume*, lebensraumtypisch 7.4 5 210 1.050 

 Summe Ist-Zustand      27.137 77.613 

*Einzelbäume werden überständig gerechnet (hier 2 x 30 m² und 3 x 50 m²). 

Die Biotopbewertung des Ist-Zustandes beläuft sich auf die Summe von  
77.613 BW-Punkten. 

18.3 Wertepunktermittlung Biotoptypen Soll Zustand 

Tab. 3: Wertepunktermittlung Biotoptypen, Soll Zustand 

Code Biotoptyp 
Grundwert 

A 

1.1 Versiegelte Fläche (Gebäude, Straßen, Wege) 0 

1.1.a Versiegelte Fläche (Wohngebiet GRZ 0,4 + 50 % Nebenanlagen) 60% 0 

1.1.b Versiegelte Fläche (Wohngebiet GRZ 0,3 + 50 % Nebenanlagen) 45% 0 

2.4 Wegraine, Säume ohne Gehölze 4 

3.8 
Obstwiese bis 30 Jahre (Anlage einer baumbestandenen Grünlandfläche mit 
ca. 10 Obstbäumen) 

6 

4.4.a 
Zier- und Nutzgarten mit ≥50% heimischen Gehölzen (Wohngebiet unbe-
baut) 40 % 

3 

4.4.b 
Zier- und Nutzgarten ≥50% heimischen Gehölzen (Wohngebiet unbebaut) 
55 % 

3 

4.5 Grünfläche - Intensivrasen, Staudenrabatten, Bodendecker (Spielplatz) 2 

4.5 
Grünfläche - Intensivrasen, Staudenrabatten, Bodendecker (3 Stk. Strauch-
beete) 

2 

7.2 
Hecke, Gehölzstreifen, Gebüsch mit lebensraumtypischen Gehölzanteilen 
>50% 

5 

7.2 
Ergänzung und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen 

5 

7.4 Einzelbaum, lebensraumtypisch (Erhalt) 5 

7.4 
Baumreihe, Baumgruppe und Einzelbaum mit lebensraumtypischen Baumar-
ten > 50% (10 St. Bäume im öffentlichen Straßenraum) (Neupflanzung) 

5 
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18.4 Biotopwertermittlung Soll Zustand 

Tab. 4: Biotopwertermittlung, Soll Zustand 

Biotoptyp  
 Biotopty-
pen-Code  

 Biotopwert  
Fläche 

(m²) 
Produkt 
BW 

      [1]  [2] [1] x [2]  

Versiegelte Fläche (Verkehrsflächen - öffentli-
che Straße, Stellplätze) 

1.1 0 4.333 0 

Versiegelte Fläche (Wohngebiet GRZ 0,4 + 50 
% Nebenanlagen) 60% 

1.1.a  0 6646 0 

Versiegelte Fläche (Wohngebiet GRZ 0,3 + 50 
% Nebenanlagen) 45% 

1.1.b  0 1246 0 

Wegraine, Säume ohne Gehölze 2.4 4 749 2.996 

Obstwiese bis 30 Jahre (Anlage einer baumbe-
standenen Grünlandfläche mit ca. 10 Obst-
bäumen) 

3.8 6 5106 30.636 

Zier- und Nutzgarten ≥50% heimischen Gehöl-
zen***(Wohngebiet unbebaut) 40 % 

4.4.a 3 4435 13.304 

Zier- und Nutzgarten ≥50% heimischen Gehöl-
zen*** (Wohngebiet unbebaut) 55 % 

4.4.b 3 1523 4.569 

Grünfläche - Intensivrasen, Staudenrabatten, 
Bodendecker (Spielplatz) 

4.5 2 650 1.300 

Grünfläche - Intensivrasen, Staudenrabatten, 
Bodendecker (3 Stk. Strauchbeete) 

4.5 2 18 36 

Hecke, Gehölzstreifen, Gebüsch mit lebens-
raumtypischen Gehölzanteilen > 50 %  

7.2 5 1937 9.685 

Ergänzung und Erhalt von Bäumen Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen 

7.2 5 404 2.020 

Einzelbaum*, lebensraumtypisch (Erhalt) 7.4 5 50 250 

Baumreihe, Baumgruppe und Einzelbaum mit 
lebensraumtypischen Baumarten > 50% (10 St. 
Bäume im öffentlichen Straßenraum)** 
(Neupflanzung) 

7.4 5 90 450 

 Summe Soll-Zustand      27.137 65.246 

*Einzelbaum wird überständig gerechnet (hier 50 m²). 

**Fläche der Baumbeete wird berechnet (hier mind. 8 m² pro Baum). 
*** Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen in den Hausgärten werden gemäß den Pflanzlisten der 
Stadt Bornheim mit heimischen Gehölzen ausgeführt. Daher wird für diesen Biotoptyp (4.4) ein Bio-
topwert von 3 Punkten je m² angenommen. 

 
Nach Umsetzung des Bebauungsplanes und Neugestaltung des Gebietes ergibt sich 
für den Soll-Zustand ein Biotopwert von 65.246 BW-Punkten innerhalb des räumli-
chen Geltungsbereiches des Bebauungsplans „Rb 01“. 
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Abb. 5: Karte zur Ermittlung des Biotopwertzustandes Soll Zustand, unmaßstäblich 
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18.5 Ermittlung der Ausgleichbarkeit (Gegenüberstellung des Ist- und Soll-
Zustands) 

 

Durch die Umsetzung des Bebauungsplans „Rb 01“ ergibt sich insgesamt eine Ver-
ringerung des ökologischen Wertes im Plangebiet. 

Summe Ist-Zustand   
 

77.613 
Summe Soll-Zustand     65.246 

Differenz 
 

-12.367 
 
Aus der Gegenüberstellung wird ersichtlich, dass durch die Festsetzungen im neu 
aufgestellten Bebauungsplan „Rb 01“, den damit verbundenen Baumaßnahmen so-
wie der Festschreibung von Bepflanzungsmaßnahmen der Eingriff in Natur und 
Landschaft nicht zu 100 % vor Ort ausgeglichen werden kann. Es verbleibt ein Defizit 
von 12.367 Bw-Punkten, welches anderweitig kompensiert werden muss. 
 
18.6 Kompensationsbewertung (Ersatz) 

 

Der verbleibende Kompensationsbedarf von 12.367 BW-Punkten soll durch die Um-
wandlung von 3.092 m² Ackerfläche in artenreiche Wiese auf dem Flurstück 185, Flur 
1 in der Gemarkung Kardorf-Hemmerich in Bornheim-Rösberg kompensiert werden.  

 

Abb. 6: Lage des Plangebietes und der Ausgleichsflächen, Topographische Karte, unmaßstäblich 
(Quelle: BEZIRKSREGIERUNG KÖLN 2019) 

 
 

 
Tab. 5: Ersatzmaßnahme 
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Ausgangs- 
Biotoptyp 

Biotoppunkt-
wert 

Ziel- 
Biotoptyp 

Biotoppunkt- 
zielwert 

Biotoppunkt 
differenz 

Fläche 
in m² 

Produkt 
BW 

 
[1] 

 
[2] [3]=(2-1) [4] [3] x [4] 

3.1 (Acker, intensiv, Wildkrautarten weit-
gehend fehlend)  

2 
 3.5 (Arten-
reiche Mäh-

wiese)  
6 4 3.092 12.368 

Summe Ersatz auf Flächen im Umfeld           12.368 

 
Kompensationsbedarf -12.367 
Biotopwert Ersatzmaßnahme +12.368 
 

Kompensationsüberschuss 1 
 
Durch die Entwicklung von insgesamt 3.092 m² artenreicher Mähwiese auf einem 
ehemaligen Ackerstandort kann ein Kompensationsüberschuss von 1 Biotopwert-
punkt erzielt werden. Die Gegenüberstellung des verbleibenden Kompensationsbe-
darfs nach Realisierung der Maßnahmen im Eingriffsbereich und dem Kompensati-
onsüberschuss durch die Entwicklung von artenreicher Mähwiese ergibt, dass der 
Eingriff durch die Umsetzung des Bebauungsplanes zu 100 % kompensiert werden 
kann. 
 

 
 

Abb. 6: Karte externe Ausgleichsmaßnahme, Ersatzmaßnahme, unmaßstäblich 
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19. Zusätzliche Angaben  
 

19.1 Beschreibung von Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 
 
Zur frühzeitigen Ermittlung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkungen wird nach 
Realisierung der Planung bei den Fachbehörden abgefragt, ob diesbezüglich Er-
kenntnisse vorliegen.  
 
 

20. Zusammenfassung 
 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Rb 01“ in Bornheim, Ortsteil Rösberg 
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um auf einer 
Gesamtfläche von ca. 3,02 ha (inkl. Ausgleichsmaßnahmen) ein Wohngebiet mit 54 
Wohneinheiten zu entwickeln. Das Plangebiet liegt im Stadtgebiet Bornheim in der 
Ortslage Rösberg. Momentan ist das Plangebiet weitestgehend durch landwirtschaft-
lich genutzte Grünlandflächen, Weidenbrachen und Kleingärten geprägt. Das geplan-
te Wohngebiet wird durch den Rüttersweg erschlossen. Die Flächen sollen mit Ein-
zel-, Doppel- und Mehrfamilienhäusern bebaut und mit Gartenflächen umgeben wer-
den. Das Niederschlagswasser und das Abwasser werden über einen Mischkanal in 
der Eifelstraße abgeleitet.  
 
Die Belange des Umweltschutzes werden mit dem vorliegenden Umweltbericht als 
Teil der Begründung dargestellt. Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ist in dem 
Umweltbericht integriert. Durch die Aufstellung des Bauleitplans sind folgende Aus-
wirkungen auf die einzelnen Umweltparameter zu erwarten: 
- Flora: Durch die geplante Bebauung und Versiegelung gehen die vorhandenen 

Biotoptypen im Plangebiet größtenteils verloren. Das Plangebiet wird durch grün-
planerische Festsetzungen (z.B die Anlage von Strauchflächen und Einzelgehöl-
zen) mit neuen Biotopstrukturen versehen, die einen teilweisen Ausgleich der 
verursachten Eingriffe darstellen. Durch die vorgesehenen Pflanzungen sowie die 
Entwicklung und Festsetzung einer Grünfläche wird eine Aufwertung im und um 
das Plangebiet für das Schutzgut Flora und die daran gebundenen Tierarten er-
folgen. 

- Fauna: Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Konfliktprognose konnte festge-
stellt werden, dass das Vorhaben zum Verlust von Nahrungs- und Bruthhabitaten 
führt. Allerdings handelt es sich für keine der betroffenen Arten um essentielle 
Nahrungs- und Bruthabitate. Es werden Vermeidungs- und Minderungsmaßnah-
men sowie vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen formuliert, welche bei Berück-
sichtigung geeignet sind, das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 
BNatSchG auszuschließen. 

- Boden/Fläche: Im Zuge der Umsetzung der Planung kommt es zu einer Versie-
gelung im Bereich der zukünftigen befestigten Gebäude- und Verkehrsflächen 
und infolgedessen zu einem Verlust an offener Bodenfläche. Der Grad der Ver-
siegelung ist durch die festgesetzte GRZ des Bebauungsplans begrenzt. Die 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes führt zu einer Inan-
spruchnahme der Flächen als Allgemeines Wohngebiet von ca. 2,2 ha (Gesamt-
fläche für die Baulandentwicklung). 
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- Altlasten: Für den Geltungsbereich liegen keine Hinweise zu Altlastenverdachts-
flächen oder anderen Bodenverunreinigungen vor.  

- Wasser: Durch die Neuversiegelung im Plangebiet geht Versickerungsfläche ver-
loren und damit einhergehend kommt es zu einer Verringerung der Grundwas-
serneubildungsrate. 
Das Niederschlagswasser im Plangebiet wird zusammen mit dem Abwasser in 
einem Stauraumkanal unterhalb der Planstraße A gesammelt und gedrosselt in 
den Kanal in der Eifelstraße eingeleitet. 

- Klima und Luft: Für die Umweltgüter Kleinklima und Luft wird eine Bebauung zu 
einer zusätzlichen Belastung der heutigen Situation führen. Von einer nachhalti-
gen Verschlechterung der Gesamtsituation ist aufgrund der geringen Wirkintensi-
tät nicht auszugehen.  

- Landschaft/Siedlungsbild: Der momentan bestehende Ortsrand ist durch Wohn-
bebauung mit Gartenflächen geprägt und geht in Offenlandfläche über. Dieser 
Bereich geht Zugunsten von Siedlungsfläche verloren. Die neue Bebauung wird 
an die bestehende Randbebauung angepasst. Heute offenen Sichtbeziehungen 
werden eingeschränkt. Durch Begrünungsmaßnahmen werden die Auswirkungen 
auf das Landschaftsbild deutlich reduziert. 

- Mensch: Das Plangebiet ist bereits durch den Verkehr auf dem Rüttersweg, der 
Eifelstraße, der Schwarzwaldstraße und dem Kuckucksweg lärmvorbelastet. 
Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes werden unter anderem große Wie-
sen-, Brach- und Gartenflächen zu Wohnflächen umgewandelt. Das bestehende 
Erholungspotential wird auf Grund der Landschaftsbildveränderung und höheren 
Frequentierung gesenkt. 

- Kultur- und Sachgüter: Im Plangebiet sind keine Kultur- und Sachgüter vorhan-
den. Eine Beeinträchtigung von umliegenden Kultur- und Sachgütern wird nicht 
ausgelöst.  

Im Rahmen der Eingriffs-, Ausgleichsbilanzierung wird der geplante Zustand dem 
Ist-Zustand gegenübergestellt. Es verbleibt ein Kompensationsbedarf von 12.367 
BW-Punkten, welcher durch die Umwandlung von Ackerfläche in artenreiche Wie-
sen auf im Umfeld befindlichen Flächen des Plangebietes in Bornheim-Rösberg voll-
ständig kompensiert wird. 
 
Insgesamt lässt sich feststellen, dass bei strikter Einhaltung der landschaftspflegeri-
schen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen in Verbindung mit den Kompen-
sationsmaßnahmen sowie den vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen, die zu erwar-
tenden Eingriffe durch die Umsetzung des Bebauungsplans Bornheim-Rösberg „Rb 
01“ zu keiner erheblichen und nachhaltigen Schädigung des Naturhaushaltes führen 
werden. 
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21. Verfasser des Umweltberichts und Urheberrecht 

Dieser Umweltbericht ist durch  

Rietmann Beratende Ingenieure PartG mbB 
Freiraum + Landschaftsplanung 
Siegburger Str. 243a 
53639 Königswinter - Uthweiler 

als Verfasserin erarbeitet worden. 
 
Bei Zitaten von Textteilen oder Inhalten ist die jeweilige Quelle vollständig anzuge-
ben: 

Rietmann Beratende Ingenieure PartG mbB 
Umweltbericht mit integriertem landschaftspflegerischen Fachbeitrag 
zum Bebauungsplan „Rb 01“ in Bornheim-Rösberg 

 
Bearbeitet von:  M. Sc. Agrarwissenschaften I. Piela 

M. Sc. Naturschutz und Landschaftsökologie L. Bauer 
 
Aufgestellt:  Königswinter-Uthweiler, November 2017 – Mai 2020 
 
 
22. Literaturhinweise zum Umweltbericht  
 
Schriften  
BEZIRKSREGIERUNG KÖLN (2009): Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt 

Region Bonn/ Rhein-Sieg. 

BEZIRKSREGIERUNG KÖLN (2019): Geobasisdaten der Vermessungs- und Katasterverwaltung 
NRW. https://www.tim-online.nrw.de/tim-online2/. Stand: 02.01.2020. 

FROELICH + SPORBECK (Hrsg.) (1991): Methode zur ökologischen Bewertung der Biotopfunk-
tion von Biotoptypen, nach D. Ludwig, Bochum, 48 S. 

GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GmbH (2019a): Baugrundgutachten – nach DIN 
4020 – zum Bauvorhaben „Bebauungsplangebiet Rb 01“ 53332 Bornheim-Rösberg. 
10.04.2019. 

GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GmbH (2019b): Deklarationsuntersuchung zum Bau-
vorhaben „Bebauungsplangebiet Rb 01“ 53332 Bornheim-Rösberg. 12.04.2019. 

GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GmbH (2019c): Hydrologisches Gutachten zur Be-
seitigung von Niederschlagswasser zum Bauvorhaben „Bebauungsplangebiet Rb 01“ 
53332 Bornheim-Rösberg. 15.04.2019. 

GEOTECHNISCHES BÜRO DR. LEISCHNER GMBH (2019d): Schutzgutbezogene Bodenuntersu-
chung für das Bauvorhaben „Bebauungsplangebiet Rb 01“, 53332 Bornheim-Rösberg. 
24.04.2019. 

GLÄSSER, E. (1978): Die naturräumlichen Einheiten auf Blatt 122/123, Köln-Aachen, Bundes-
amt für Landeskunde und Raumforschung, Bonn-Bad Godesberg, 52 S. 

INGENIEURBÜRO DIRK UND MICHAEL STELTER GBR (2019): Stadt Bornheim, Ortlage Rösberg, 
Bebauungsplan „Rb 01“, Variantenuntersuchung Straßenerschließung, Erläuterungsbe-
richt. August 2019. 

INGENIEURBÜRO DIRK UND MICHAEL STELTER GBR (2020): Stadtbetrieb Bornheim AÖR, Born-
heim, Entwässerungsplanung Neubaugebiet Rösberg Rb01, Vorplanung, Vorwegabzug,, 
Erläuterungsbericht, Januar 2020. 

INGENIEURGESELLSCHAFT STOLZ MBH (2019): Verkehrsuntersuchung, Bornheim-Rösberg, 
05.Juli 2019.  



Bebauungsplan Rb 01. Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 

 
 

  Seite 65 von 66 

LANUV (Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 2019): 
Fachinformationssystem „Klimaatlas Nordrhein-Westfalen“, 
https://www.klimaatlas.nrw.de/karte-klimaatlas, Stand 14.08.19. 

LUDWIG, D. (1991): Verfahren zur Überprüfung des Mindestumfanges von Ausgleichs- bzw. 
Ersatzflächen bei Eingriffen in die Biotopfunktion, Bochum. 

OBERDORFER, E. (1994): Pflanzensoziologische Exkursionsflora, 7. Auflage, Ulmer Verlag, 
Stuttgart, 1050 S.  

POTT, R., (1995): Die Pflanzengesellschaften Deutschlands, 2. Aufl., Verlag Ulmer, Stuttgart, 

622 S. 

RIETMANN I. (2020): Artenschutzrechtliche Prüfung: Bebauungsplan (B-Plan) Rb 01 Born-
heim-Rösberg. Stand 21.01.2020. 

ROTHMALER, W. (1995): Exkursionsflora von Deutschland, Bd. 3 und 4, Atlas der Gefäßpflan-
zen, 9. Auflage, Gustav Fischer Verlag, Stuttgart, 753 S.  

STADT BORNHEIM (2019): Bebauungsplan Rb 01 in der Ortschaft Rösberg. Begründung ge-
mäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB. Stand 16.10.2019 zur Offenlage. 

STADT BORNHEIM (2019): Bebauungsplan Rb 01 in der Ortschaft Rösberg. Textliche Festset-
zungen gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB. Stand 02.10.2019 zur Offenlage. 

WILLMANNS, O. (1998), Ökologische Pflanzensoziologie, 6. Auflage, Verlag Quelle und Mey-
er, Wiesbaden, 405 S. 

STADT BORNHEIM (2020a): Übersichtskarte zum Bebauungsplan Rb 01. Stand: 09.01.2020. 
STADT BORNHEIM (2020b): Übersichtskarte zur Fläche für den externen Ausgleich und zu der 

Maßnahme nach Bundesnaturschutzgesetz zum Bebauungsplan Rb 01. Stand: 
19.03.2020. 

Karten 
BUNDESAMT FÜR KARTOGRAPHIE UND GEODÄSIE (2019): Geoportal.NRW. 

https://www.geoportal.nrw/. Stand 14.08.19. 

MKULNV (Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur und Verbraucherschutz NRW 
2019): Das elektronische wasserwirtschaftliche Verbundsystem „ELWAS-WEB“, 
https://www.elwasweb.nrw.de/elwas-web/index.jsf, Stand 02.07.2019. 

Diverse Kartenausschnitte und Unterlagen, behördlicherseits zur Verfügung gestellt; Internet 
Recherche 

 
 



Bebauungsplan Rb 01. Begründung zum Satzungsbeschluss 
 

 

 
 

  Seite 66 von 66 

23. Gutachten, Untersuchungen 
 
Für diesen Bebauungsplan wurden folgende Fachgutachten erarbeitet bzw. Untersu-
chungen durchgeführt: 

 Artenschutzrechtliche Prüfung 
erstellt durch das Ing.-Büro Rietmann, Beratende Ingenieure PartG mbB, 
Freiraum + Landschaftsplanung, Königswinter, Stand: 21.01.2020 

 Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag 
erstellt durch das Ing.-Büro Rietmann, Beratende Ingenieure PartG mbB, 
Freiraum + Landschaftsplanung, Königswinter, Stand: 11.05.2020 

 Baugrundgutachten, Nr. 9280.1/ta 
Erstellt durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH, Bonn 
Stand: 10.04.2019 

 Hydrogeologisches Gutachten, Nr. 9280.2/ta 
Erstellt durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH, Bonn 
Stand: 15.04.2019 

 Deklarationsuntersuchung, Nr. 9280.3/ta 
Erstellt durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH, Bonn 
Stand: 12.04.2019 

 Schutzgutbezogene Bodenuntersuchung, Nr. 9280.4/rj 
Erstellt durch das Geotechnische Labor Dr. Leischner GmbH, Bonn 
Stand: 24.04.2019 

 Verkehrsuntersuchung 
Erstellt durch die IGS Ingenieurgesellschaft Stolz mbH, Neuss 
Stand: 05.07.2019 

 Variantenuntersuchung Straßenerschließung, Erläuterungsbericht 
Erstellt durch das Ing.-Büro Dirk und Michael Stelter GbR, Siegburg 
Stand: August 2019 

 

 Überflutungsnachweis 
Erstellt durch das Ing.-Büro Dirk und Michael Stelter GbR, Siegburg 
Stand: Mai 2020 

 

 Überflutungsnachweis für T = 100 Jahre 
Erstellt durch das Ing.-Büro Dirk und Michael Stelter GbR, Siegburg 
Stand: Mai 2020 

 
 
 
 
 


